
Interesse?: 
ERGO Lebensversicherung AG

Organisation für Verbandsgruppen-
versicherungen, 22287 Hamburg

Sterbegeld-Vorsorge Plus: 
 Sterbegeld von 1.000 bis 12.500 Euro
 Beitritt bis zum 80. Lebensjahr
 Keine Gesundheitsfragen, lediglich 

 Staffelung der Leistung im 1. Vers.-Jahr
 Doppeltes Sterbegeld bei Unfalltod
 Nur begrenzte Beitragszahlungsdauer
 Beitragsbefreiung bei Pflegestufe III
 Assistance-Leistungen im Trauerfall

Als Mitglied im SoVD genießen
Sie besonders günstigen und
speziellen Schutz.

www.menschenAb50.de

Anzeige

Mehr als ein Schlagwort
„...Durch das sogenannte Zu-

kunftspaket wird der Sozialstaat in 
seinen Grundfesten erschüttert. Die 
Folgen für den Sozialstaat und damit 
für den sozialen Frieden in unserem 
Land sind nicht absehbar. 37 Pro-
zent der gesamten Kürzungen sol-
len auf sozialstaatliche Leistungen 
entfallen! Die Botschaft ist deutlich: 
Gespart wird auf Kosten der Armen 
und Schwachen. Wer wenig hat, soll 
künftig noch weniger haben. Welche 
Zukunft hat unsere Gesellschaft mit 
den geplanten Maßnahmen, die die-
jenigen, die auf Unterstützung ange-
wiesen sind, belasten und diejenigen 
verschonen oder sogar begünstigen, 

die durchaus in der Lage wären, ei-
nen stärkeren finanziellen Beitrag zu 
leisten? (...) Soziale Gerechtigkeit ist 
mehr als ein Schlagwort. 

Wie gerecht ist es, dass das derzei-
tige Rentensystem vorsieht, dass die 
zukünftigen Rentner zusätzlich pri-
vat vorsorgen müssen, aber anderer-
seits viele schlichtweg zu arm sind, 
um adäquat vorzusorgen? Und was 
ist mit denjenigen, die in die gesetz-
liche Rentenversicherung eingezahlt 
haben und sich durch ständige Null-
runden und zusätzliche Belastungen 
in einer Situation wiederfinden, dass 
sie ihren Lebensunterhalt nicht mehr 
allein bestreiten können?!“ (...)

Im Februar hatte das Bundes-
verfassungsgericht die Berechnung 
der Hartz-IV-Regelsätze als nicht 
nachvollziehbar bezeichnet und 
eine Korrektur angemahnt. Ende 
September gab die Bundesregierung 
bekannt, dass der Regelsatz für Er-
wachsene ab Januar 2011 um fünf 
Euro steigen soll, während die Geld-
leistungen für Kinder und Jugend-
liche unverändert bleiben. Gegen 
eine deutliche Erhöhung von Hartz 
IV war unter anderem auch vor dem 
Hintergrund niedriger Renten argu-
mentiert worden. Dem wollte sich 
SoVD-Präsident Adolf Bauer jedoch 
nicht in vollem Umfang anschließen. 
Er warnte davor, Rentner und Lang-
zeitarbeitslose gegeneinander aus-
zuspielen. Zwar betonte auch Bauer, 
dass Hartz IV und Grundsicherung 
im Verhältnis nicht höher ausfallen 
dürften als die Renten. Um dies zu 
erreichen, müssten jedoch vorrangig 
bestehende Dämpfungsfaktoren bei 
der Rente gestrichen werden.

Zum Januar 2005 wurden Ar-
beitslosen- und Sozialhilfe zum Ar-
beitslosengeld (ALG) II zusammen-
geführt. Die umgangssprachlich als 
Hartz IV bezeichnete Grundsiche-
rungsleistung soll Hilfebedürfti-
gen ein menschenwürdiges Leben 
ermöglichen. Grundlage hierfür ist 
das Sozialstaatsgebot des Grund-
gesetzes. Die Höhe des gezahlten 
Geldes richtet sich dabei nach dem 
Existenzminimum und soll auch 
die Teilhabe am gesellschaftlichen 
Leben berücksichtigen. Kinder von 
Hartz-IV-Beziehern erhalten Leis-
tungen bisher anteilig am Regelsatz 
eines Erwachsenen. Genau dies – 
wie auch den Umstand, dass Ausga-
ben für Bildung, Sport und Kultur 
nicht vorgesehen seien – monierte 
das Bundesverfassungsgericht und 
erklärte die bisherige Hartz-IV- 
Berechnung für verfassungswidrig.

Minimale Erhöhung
Vor dem Hintergrund zuneh-

mender Kinderarmut wurden an 
die Neuberechnung der Hartz-IV-
Sätze hohe Erwartungen geknüpft. 

Umso größer die Enttäuschung, als 
die Bundesregierung verlauten ließ, 
die monatliche Regelleistung wer-
de lediglich um fünf Euro erhöht, 
während die Sätze für Kinder und 
Jugendliche theoretisch sogar ge-
kürzt werden müssten. Dies soll 
zwar nicht geschehen, die ausblei-
bende Kürzung jedoch mit künfti-
gen Erhöhungen verrechnet werden. 
Zusätzlich sollen Kinder unter an-
derem Gutscheine im Wert von zehn 
Euro pro Monat erhalten, um einen 
Sportverein oder eine Musikschule 
besuchen zu können.

Kritik an Berechnungsgrundlage
Während die Bundesregierung von 

verlässlichen Berechnungen spricht, 
kritisiert der SoVD Rechentricks. 
Man habe sich nur an den ärmsten 
Familien im Land orientiert und 
blende die Lebensrealität der Be-

troffenen aus. Der Verband fordert 
weiterhin bedarfsgerechte Hartz-
IV-Regelsätze und wirksame Maß-
nahmen gegen die in Deutschland 
ausufernde Armut.

Arbeitslose und Rentner nicht 
gegeneinander ausspielen

Verschiedene Politiker warnten 
davor, die Hartz-IV-Sätze dürften 
künftig nicht stärker steigen als die 
Renten. Eine derartige Debatte lenkt 
nach Überzeugung von SoVD-Prä-
sident Adolf Bauer jedoch vom ei-
gentlichen Thema ab. Die Höhe der 
Renten dürfe nicht als Begründung 
für niedrige Hartz-IV-Leistungen 
herhalten. Vielmehr sei Bauer zu-
folge deutlich geworden, „wie ver-
heerend sich die Kürzungsfaktoren 
auf die Anpassung der Rente inzwi-
schen ausgewirkt haben“. Im Inter-
esse der über 20 Millionen Rentner, 
die in den vergangenen Jahren eine 
Reihe von  Nullrunden hinnehmen 
mussten, sprach sich Bauer für Re-
formen bei der Rentenformel und 
eine Streichung der bestehenden 
Dämpfungsfaktoren aus.� job

SoVD kritisiert Neuberechnung als enttäuschend

Abgespeist: Hartz IV minimal erhöht

Nach einer monatelangen Diskussion um die vom Bundesverfassungsgericht geforderte Neuberechnung der 
Regelsätze, gab die Bundesregierung eine Erhöhung von gerade einmal fünf Euro bekannt, während die Sätze 
für Kinder theoretisch gesenkt werden müssten. Auf Betroffene muss diese Geste herabwürdigend wirken.

Karikatur: Plaßmann

Zur Bedarfsberechnung von 
Hartz IV wurden statistisch 
monatliche Durchschnittswerte 
ermittelt. Einige Beispiele:

Lebensmittel / alkoholfreie •	
Getränke� 128,46 Euro

Bekleidung�•	 30,40 Euro

Gesundheit�•	 15,55 Euro

Gaststätte�•	 7,16 Euro

Bildung�•	 1,39 Euro

SoVD stellt Positionspapier
mit konkreten Maßnahmen vor
� Seite 2

Hartz-IV-Empfänger
hoch motiviert

Kinderarmut bekämpfen
– Chancengleichheit
verwirklichen

Sozialstaat – Zukunft
für Gesellschaft 
und Demokratie

Gesundheitsinfos
im Internet:
Fluch oder Segen?

200 Gäste bei einem 
Parlamentarischen Abend 
mit hoch-aktuellem Bezug
� Seite 3

Interview gibt Aufschluss über 
das richtige Vorgehen 
bei der Recherche
 � Seite 7

Arbeitsmarktforscher 
widerlegen Vorurteile 
gegenüber Arbeitslosen
� Seite 4

Werden Kinder aus
Hartz-IV-Familien zur
Ausbildung gedrängt?

Jobcenter fordern Zeugnisse
und drohen mit Sanktionen
 � Seite 6

Der SoVD bezieht Position gegen 
die Kürzungspolitik der Regierung. 
In seiner Rede anlässlich des Par-
lamentarischen Abends (Auszüge 
rechts – siehe auch Berichterstat-
tung auf Seite 3) forderte SoVD-
Präsident Adolf Bauer angesichts 
des sogenannten Zukunftspakets 
mehr soziale Gerechtigkeit. 

Foto: Borrs
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Armut / Definition: •	 Wer weniger als 60 Prozent des mittleren Nettoein-
kommens der Bevölkerung zur Verfügung hat, gilt in Deutschland als 
armutsgefährdet. Derzeit sind dies 1 652 Euro netto für einen Haushalt 
mit zwei Erwachsenen und zwei Kindern unter 14 Jahren.

Kinderarmut:  •	 In Deutschland sind 2,5 Millionen Kinder, das heißt jedes 
sechste Kind, armutsgefährdet. Danach sind Kinder und Jugendliche im 
Vergleich zur Gesamtbevölkerung überdurchschnittlich hoch von Armut 
betroffen. Nach dem 3. Armutsbericht der Bundesregierung (2008) liegt 
das Armutsrisiko bei Familien mit drei Kindern bereits bei knapp 22 
Prozent, bei vier Kindern und mehr bei 36 Prozent. 

Armut und Alleinerziehende: •	 Bei der Personengruppe der Alleinerziehen-
den (zu 90 Prozent Frauen) beziehen 42 Prozent Hartz-IV-Leistungen.

Armut und Migration: •	 Kinder aus Migrationsfamilien tragen ein beson-
ders hohes Armutsrisiko. 19 Prozent der erwerbsfähigen Migrantinnen 
und Migranten beziehen Grundsicherung für Arbeitssuchende. Dieser An-
teil ist doppelt so hoch wie bei Personen ohne Migrationshintergrund.

Armut und Arbeitslosigkeit: •	 Kinderarmut ist eng verknüpft mit Eltern-
armut, die grundsätzlich zu beseitigen ist. Auch wenn die Zahl der Ar-
beitslosen in den letzten Monaten gesunken ist, muss bei einer Quote von 
7,7 Prozent und einer Arbeitslosenzahl von 3,24 Millionen weiterhin von 
einer hohen Arbeitslosigkeit gesprochen werden.

Armut und Niedriglöhne: •	 Nach den aktuellen Zahlen des Instituts Arbeit 
und Qualifikation (IAQ) arbeiten in Deutschland insgesamt 6,5 Millionen 
Menschen zu Niedriglöhnen. Im Durchschnitt liegt der Bruttostunden-
lohn der Betroffenen bei 7,12 Euro in West- und 5,43 Euro in Ostdeutsch-
land. Zwei Drittel der Geringverdiener sind Frauen. 

Armut und Lohndiskriminierung: •	 In Deutschland verdienen Frauen weni-
ger als ihre männlichen Kollegen – im Durchschnitt sind es rund 23 Prozent 
weniger. Nach wie vor ist die Schwierigkeit, Beruf und Familie zu verein-
baren, mit ursächlich für diese ungerechte Verteilung von Einkommen.

Armut und soziale Herkunft:•	  In keinem anderen Land haben die Kinder 
aus sozial schwachen Familien so viel schlechtere Bildungschancen als 
Gleichaltrige aus den oberen Kreisen. Besonders betroffen sind Kinder 
mit Migrationshintergrund. Fast ein Drittel der jetzt 20-bis 30-Jährigen 
hat keinen Bildungsabschluss. Bei Frauen türkischer Herkunft in dieser 
Altersgruppe sind es sogar 47,5 Prozent.

Armut und Chancengleichheit: •	 Bildung muss unabhängig vom Einkom-
men der Eltern für alle Kinder zugänglich sein. Mit seiner Entscheidung 
vom 9.2.2010 hat das BVerfG verdeutlicht, dass die bisherige Festsetzung 
der Regelleistung gegen die Menschenwürde und das Sozialstaatsprinzip 
verstößt. Eine Verwirklichung der Pläne der Bundesregierung, Hartz-IV-
Empfängern mit Kindern das Elterngeld von 300 Euro im Monat zu strei-
chen, wird die finanzielle Not armer Familien noch weiter verschärfen. 

Armut und Behinderung: •	 Behinderung und Armut stehen in einer engen 
Wechselwirkung zueinander. An den Förderschulen für lernbehinderte 
Kinder sind überproportional viele Kinder aus armen und sozial benach-
teiligten Familien vertreten. Mehr als 77 Prozent der behinderten Kinder 
aus Förderschulen bleiben ohne einen anerkannten Schulabschluss und 
sind damit erneut Armut und sozialer Ausgrenzung ausgesetzt.

Hintergrund

Im Rahmen einer Pressekonferenz hat SoVD-Präsident Adolf Bauer (rechts, 
mit SoVD-Pressesprecher Benedikt Dederichs, links im Bild) eine klare 
Position zum sozialen Kernproblem „Kinderarmut“ bezogen.

Foto: Herbert Schlemmer

Zahlen und Fakten zum
Thema „Kinderarmut“

Obwohl Deutschland zu einem der reichsten Länder weltweit gehört, sind 
hierzulande Millionen von Menschen von Armut und sozialer Ausgrenzung 
betroffen, davon in immer stärkerem Maße Kinder und Jugendliche. Armut 
ist komplex und jeweils in Relation zum sozialen Umfeld eines Menschen zu 
sehen. Die nachfolgenden Auszüge von Zahlen und Fakten aus dem SoVD-
Forderungspapier zur Bekämpfung von Kinderarmut geben einen Über-
blick zu den verschiedenen miteinander in Bezug stehenden Bereichen.

Kinderarmut bekämpfen –
Chancengleichheit verwirklichen

Nachhilfestunden, neue Bekleidung oder der Monatsbeitrag für den Sportverein – für die Eltern von Millionen 
von Kindern sind die Kosten dafür nicht aufzubringen. Denn etwa jedes sechste Kind in Deutschland lebt von 
Hartz IV. Mit dem Forderungspapier „Kinderarmut bekämpfen – Chancengleichheit verwirklichen“, das SoVD-
Präsident Adolf Bauer jetzt im Rahmen einer Pressekonferenz vorstellte, hat der Verband im Europäischen Jahr 
zur Bekämpfung von Armut und Ausgrenzung klare Position zu einem sozialen Kernproblem bezogen: Rund 2,5 
Millionen Kinder in unserer Gesellschaft sind arm!

Vor allem Kinder von Alleiner-
ziehenden, aus Migrationsfamilien   
und aus Familien mit mehr als drei 
Kindern seien betroffen, erklärte 
Adolf Bauer. Es bestehe daher ein 
„enormer Handlungsbedarf“, um 
dieser Entwicklung wirkungsvoll 
entgegenzutreten und sie zurück-
zudrängen.

Das SoVD-Forderungspapier  
schlägt konkrete Maßnahmen vor. 
Die Lösungsansätze zielen auf ei-
ne ineinandergreifende Vorgehens-
weise der Familien-, Bildungs-, 
und Gesundheitspolitik sowie der 
Jugendhilfe und Sozialpolitik ab. 
Das Spektrum reicht von aktiver 
Arbeitsmarktpolitik über die Ver-
einbarkeit von Familie und Beruf 
bis hin zu einer verbesserten früh-
kindlichen Förderung in Betreu-
ungseinrichtungen. So fordert der 
Verband unter anderem einen flä-
chendeckenden Ausbau der Klein-
kinderbetreuung sowie mehr Ganz-
tagsschulen. Die Kinderbetreuung 
sollte dem Positionspapier nach 
ebenso kostenlos sein wie die Lehr-
bücher in den Schulen. 

Kinderarmut ist eng 
verknüpft mit Elternarmut

Zudem fordert der SoVD eine be-
darfsgerechte Neubemessung der 
Hartz-IV-Regelsätze für Kinder und 

Jugendliche sowie die Einführung 
eines gesetzlichen Mindestlohns 
(Siehe hierzu auch die aktuellen 
politischen Entscheidungen, u.a. 
Bericht auf Seite 1).

„Kinderarmut ist eng verknüpft 
mit Elternarmut, deshalb muss 
grundsätzlich die Armut der Eltern 
beseitigt werden“, erklärte Adolf 
Bauer deutlich. In diesem Zusam-
menhang sei auch das Sparpaket der 
Bundesregierung zu sehen, das nach 
Auffassung des Verbandes vielmehr 
ein Kürzungspaket sei. Insbesonde-
re die Streichung von 300 Euro El-
terngeld für Hartz-IV-Empfänger 
mit Kindern werde jedoch deren Not 
erneut verschärfen. 

Wechselwirkung zwischen
Behinderung und Armut

Der SoVD-Präsident machte au-
ßerdem den Zusammenhang von Ar-
mut mit der Gesundheit von Kindern 
deutlich: „Bei Kindern aus sozial be-
nachteiligten Familien werden be-
reits vor der Einschulung vermehrt 
Gesundheitsstörungen festgestellt.“ 
Auch Behinderung und Armut stün-
den in einer engen Wechselwirkung  
zueinander: „An den Förderschulen 
für lernbehinderte Kinder sind Kin-
der aus armen und sozial benach-
teiligten Familien überproportional 
vertreten.“ Der SoVD fordere aus 

diesem Grund seit langem, das ge-
meinsame Lernen behinderter und 
nichtbehinderter Kinder zu verwirk-
lichen. Dabei müsse jedes Kind die 
seinen Bedürfnissen entsprechende 
Förderung erhalten, damit verbes-
serte Bildungschancen ermöglicht 
würden, so Bauer. 

Bildungschancen und
Lebensumfeld entscheidend

Die aufgezeigten Zusammenhän-
ge zeigen deutlich, wie komplex das 
Thema „Kinderarmut“ ist: Nicht 
allein die materielle Absicherung 
sind hierbei von Bedeutung, sondern 
auch das Lebensumfeld und die Bil-
dungsmöglichkeiten sind entschei-
dend für die Entwicklung und Teil-
habe von Kindern. Dabei erscheint 
es besonders prekär, dass sich – so 
Bauer – der Verarmungsprozess  von 
Millionen von Menschen „in einem 
Staat vollzieht, der zu den wohl-
habendsten weltweit gehört“. Aus 
Sicht des Verbandes kann deshalb 
allein ein starker Sozialstaat die 
Grundlage dafür bieten, dass alle 
Kinder gleiche Startchancen haben.  
� veo

Das Forderungspapier „Kinderar-
mut bekämpfen – Chancengleichheit 
verwirklichen“ ist auf der Internet-
seite www.sovd.de abrufbar.

Arzneimittelpreise steigen weiter an
Gegen die steigenden Arzneimittelausgaben innerhalb der gesetzlichen Krankenversicherung (GKV) will die 

schwarz-gelbe Koalition entsprechende Maßnahmen ergreifen. Der Entwurf des Arzneimittelmarktneuordnungs-
gesetzes (AMNOG) geht jedoch aus Sicht des SoVD nicht weit genug und führt zur Belastung von Patienten.

Der aktuelle Arzneimittelver-
ordnungsreport belegt einen unge-
bremsten Anstieg der Kosten für 
Medikamente innerhalb der gesetz-
lichen Krankenversicherung (GKV) 
– im ersten Quartal dieses Jahres 
bereits um fast 5 Prozent. Das Fazit 
des Berichtes: Es hätten sich 9,4 Mil-
liarden Euro einsparen lassen, ohne 
dass sich dadurch Nachteile für Pa-
tienten ergeben hätten.

Mit dem Entwurf eines Gesetzes 
zur Neuordnung des Arzneimittel-
marktes will die Regierungskoaliti-
on aus CDU / CSU und FDP auf die-

se Entwicklung reagieren und nach 
eigener Aussage für mehr Wett-
bewerb und Transparenz sorgen. 
Unter anderem soll etwa die Phar-
maindus-trie künftig verpflichtet 
werden, den Nutzen neuer Arznei-
mittel nachzuweisen und den Er-
stattungspreis mit dem GKV-Spit-
zenverband zu vereinbaren. Ferner 
soll es Patienten ermöglicht werden,  
gegen Zuzahlung auch solche Medi-
kamente zu erhalten, die nicht den 
zwischen der Pharmaindustrie und 
den Krankenkassen geschlossenen 
Rabattverträgen unterliegen.

Der SoVD begrüßt die grundsätz-
liche Absicht der Bundesregierung, 
die Ausgabensteigerungen im Be-
reich der Arzneimittel in den Griff zu 
bekommen. Allerdings sind die bis-
her diskutierten Maßnahmen nach 
Ansicht des Verbandes nicht ziel-
führend und gehen nicht weit genug. 
So fordert der SoVD im Hinblick auf 
eine größere Transparenz, dass zur 
Feststellung der Verordnungsfähig-
keit neuer, patentgeschützter Medi-
kamente alle Studien herangezogen 
werden – nicht nur solche, die vom 
Hersteller ausgewählt wurden. Er-
strebenswert wäre die Einrichtung 
eines öffentlichen Studienregisters.

Zudem setzt sich der SoVD da-
für ein, dass der Preis neuer Medi-
kamente erst im Anschluss an eine 
Schnellbewertung festgesetzt wird. 
Maßgebend sollte hierfür deren 
Zusatz- bzw. Mehrnutzen gegen-
über der Vergleichstherapie sein. 
Dadurch ließe sich vermeiden, dass  
Pharmafirmen selbstgebildete Prei-
se als künftige Verhandlungsgrund-
lage am Markt einführen. 

Rabattverträge haben bisher zu 
sinkenden Arzneimittelpreisen ge-
führt. Die geplante Mehrkosten-
regelung, wonach Patienten gegen 
Zuzahlung auch Produkte erhalten, 
für die es keine entsprechenden Ver-
träge gibt, führt zu einer weiteren 
Belastung der gesetzlich Versicher-
ten und gefährdet letztlich die bis-
her erzielten Einsparungen.� job

Anderthalb Milliarden Euro zusätzliche Ausgaben in 2009

Schon jetzt haben GKV-Versicherte die Zuzahlung bei Medikamenten zu 
tragen, steigende Preise für Arzneimittel belasten sie zusätzlich.

Foto: Udo Kroener / fotolia
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Foto: Schlemmer

Foto: Schlemmer Karin Oswald und Hans-Joachim Tümmler (stehend), beide SoVD-Vor-
standsmitglieder aus Schleswig-Holstein, mit Horst Brinkmann, SoVD-
Präsidiumsmitglied (NRW).

Michael Wiedeburg, SoVD-Landesvorsitzender Berlin-Brandenburg (li.), mit 
Prof. Dr. Ursula Engelen-Kefer, Vorsitzende des AK Sozialversicherungen, und 
Richard Dörzapf, SoVD-Landesvorsitzender Rheinland-Pfalz-Saarland.

Foto: Borrs

Foto: Schlemmer

Klaus Michaelis, Vorsitzender des Sozialpolitischen Ausschusses (SPA), 
im SoVD im Gespräch mit Judith Kerschbaumer, ver.di. 

Foto: Schlemmer

Hubert Hüppe, Behindertenbeauftragter der Bundesregierung, und Katja 
Robinson, Bundesarbeitsgemeinschaft der Berufsbildungswerke.

Foto: Schlemmer

Hans-Jürgen Leutloff, Abteilungs-
leiter im SoVD (li.), und Dr. Fried-
rich Mehrhoff, Deutsche Gesetzliche 
Unfallversicherung (DGUV).

Heinrich Alt, Vorstandsmitglied 
der Agentur für Arbeit, gehörte zu 
den rund 200 geladenen Gästen des 
Parlamentarischen Abends.

Nedim Bayat, SoVD-Bundesge-
schäftsführer (li.), und Manfred 
Grönda, SoVD-Präsidiumsmit-
glied. 

Klaus Kirschner, Mitglied im Sozi-
alpolitischen Ausschuss (SPA), lud 
den SoVD in die Räume der Parla-
mentarischen Gesellschaft ein.

SoVD-Bundesfrauensprecherin 
Edda Schliepack (li.) und SoVD-
Präsident Adolf Bauer (re.) im Ge-
spräch.

Foto: Borrs Foto: Schlemmer Foto: Borrs Foto: BorrsFoto: Borrs 

Die drei Redebeiträge von Adolf Bauer, SoVD-Präsident, Ingrid Fischbach, Stellvertretende Vorsitzende der 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, und Elke Ferner, Stellvertretende Vorsitzende der SPD-Bundestagsfraktion, wur-
den von den Anwesenden mit großer Aufmerksamkeit verfolgt.

Foto: Borrs

Sozialstaat – Zukunft für 
Gesellschaft und Demokratie

Thema und Zeitpunkt hätten kaum passender gewählt werden können: Während in diesen Tagen im Bundestag 
über Haushalt und Sparmaßnahmen diskutiert wurde, lud der Sozialverband Deutschland am 16. September 
in die Räume der Parlamentarischen Gesellschaft gegenüber dem Reichstag ein. So fanden sich zahlreiche Bun-
destagsabgeordnete direkt aus dem Plenum zu der SoVD-Abendveranstaltung unter dem Motto „Sozialstaat 
– Zukunft für Gesellschaft und Demokratie“ ein.

Rund 200 Gäste, darunter Vertre-
ter befreundeter Verbände, der Bun-
desregierung und des Sozialverband 
Deutschland, waren der Einladung 
gefolgt. Als Red-
nerinnen waren 
Ingrid Fischbach, 
Stellvertretende 
Vorsitzende der 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, 
und Elke Ferner, Stellvertretende 
Vorsitzende der SPD-Bundestags-
fraktion geladen.

In seiner Eröffnungsansprache, 
in welcher er die Gäste zunächst 
herzlich willkommen hieß, stellte 
SoVD-Präsident Adolf Bauer den 
Bezug zum Leitsatz des Abends her. 
Schon vor diesem Herbst habe es 
Einschnitte in die bewährten sozi-
alen Sicherungssysteme gegeben, 
sagte Bauer. Durch das sogenannte 
Zukunftspaket werde der Sozial-
staat jedoch in seinen Grundfesten 
erschüttert. Bauer zitierte aus dem 
Maßnahmenkatalog unter anderem 
die besonders intensiv diskutierten 
Belastungen für Langzeitarbeitslose 
und Familien. So werde nicht allein 
der befristete Zuschlag zum Arbeits-

fest. So bezeichnete Fischbach es als 
nicht sinnvoll, konjunkturelle Erhö-
hungen in Leistungen umzuwandeln. 
Zu einem verantwortungsbewussten 
Vorgehen den nachfolgenden Gene-
rationen gegenüber gehöre es, den 
Schuldenberg diszipliniert abzu-
tragen – auch wenn es Einsparungen 
gebe, die schmerzhaft seien. 

Elke Ferner, Stellvertretende Vor-
sitzende der SPD-Bundestagsfrak-

tion, monierte, 
dass die Regie-
rung „bei den 
Kleinen spare“. 
Schon das El-

terngeld zeige, wie ungerecht das 
Paket sei. Mit der Kopfpauschale 
werde die gesetzliche Krankenver-
sicherung „in ihrem Fundament 
unterhöhlt“. Das Grundprinzip des 
Sozialstaates hänge nicht davon ab, 
ob „gerade Geld da sei, sondern, 
dass es einen Rechtsanspruch auf 
bestimmte Sicherungen gebe“. 

Nach den detaillerten Redebei-
trägen nutzten die Anwesenden bis 
in den späten Abend die Gelegen-
heit zum intensiven politischen Ge-
spräch.� veo

200 Gäste bei einem Parlamentarischen Abend des SoVD mit hoch-aktuellem Bezug

losengeld II abgeschafft, der bislang 
dazu gedient habe, die finanziellen 
Härten aufzufangen, die sich aus 
dem Wechsel vom Arbeitslosengeld 

I zu Hartz IV er-
gäben; es werde 
künftig auch das 
Elterngeld voll 
auf Hartz IV an-

gerechnet. „Hilfebedürftigen Eltern 
werden damit dringend benötigte fi-
nanzielle Mittel entzogen.“ 

Zuspruch erntete Bauer ebenfalls 
für seine Positionen zur Situati-
on der Rentner (Siehe Redeauszug 
auf Seite 1) sowie für seine arbeits-
markt- und gesundheitspolitischen 
Forderungen. Auch kritisierte der 
SoVD-Präsident im Hinblick auf 
einen nachweislichen konjunktu-
rellen Aufwärtstrend, dass die Bun-
desregierung zwar die Belastung der 
Staatskasse durch die Bankenkrise 
ungefiltert an den Bürger weiterge-
geben habe. Die 
Tatsache, dass 
der Aufschwung 
jetzt zu einem hö-
heren Steuerauf-
kommen als erwartet führe, werde 
hingegen als nicht relevant für eine 
notwendige Korrektur der Spar-
massnahmen abgetan. „Das Kür-
zungspaket und die begleitenden 
Entwürfe der Ministerien signalisie-
ren deutlich: Die Belastungen geben 
wir gern weiter, die Entlastung las-
sen wir Euch aber nicht spüren.“ 

In ihrem Beitrag stellte die Stell-
vertretende Vorsitzende der CDU/
CSU-Bundestagsfraktion, Ingrid 
Fischbach, „Differenzen“ zu den 
Statements des SoVD-Präsidenten 

Ingrid Fischbach 

Elke Ferner 

Hilfebedürftigen werden
dringend benötigte 

finanzielle Mittel entzogen

Belastungen werden
weitergegeben, nicht
jedoch Entlastungen
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Im konkreten Fall hatte der ehemalige Schüler im Schuljahr 2005/2006 
Hartz-IV-Leistungen bezogen. Die Kosten für notwendige Schulbücher in 
Höhe von knapp 200 Euro wollte er von der Arbeitsgemeinschaft Ludwigs-
hafen oder ersatzweise vom Sozialhilfeträger, dem Rhein-Pfalz Kreis, voll 
erstattet bekommen. Der ihm gewährte Lernmittelgutschein in Höhe von 
59 Euro reiche nicht.

Der Kläger argumentierte gegenüber den Richtern, dass beim Arbeitslo-
sengeld II Schulbedarf nicht enthalten sei. Die Schulbücher stellten jedoch 
einen elementaren Bedarf dar. Auch das Bundesverfassungsgericht habe 
in seinem Urteil vom 9. Februar 2010 die entsprechenden Regelungen als 
verfassungswidrig bewertet. Mittlerweile erhalten Schüler vom Jobcenter 
pro Schuljahr 100 Euro für Lernmittel. Wenn das Jobcenter nicht für den 
notwendigen Schulbedarf aufkomme, müsse eben die Sozialhilfe die Kosten 
ausnahmsweise erstatten, meinte der Schüler. So sehe das Sozialhilferecht 
vor, dass im Notfall und bei einem bestehenden atypischen Bedarf der So-
zialhilfeträger einspringen kann. 

Das Bundessozialgericht verneinte jedoch einen Anspruch des Klägers. 
Es sei zwar verfassungswidrig, dass er die Kosten für Schulbücher nicht 

erstattet bekommen habe, vonseiten des 
Bundesverfassungsgerichts sei in 

dem diesbezüglichen Hartz-IV-
Urteil jedoch ausdrücklich da-
rauf hingewiesen worden, dass 
der Gesetzgeber rückwirkend 
keine Leistungen gewähren 
müsse. Auch die Sozialhilfe 
müsse nicht für die Kostener-

stattung der Schulbücher bei 
Arbeitslosengeld-II-Emp-

fängern aufkommen. 
Dies sei nur bei einem 
atypischen, laufenden 
Bedarf möglich. Der Be-
darf von Schulbüchern 
sei aber typisch und falle 
nur gelegentlich an. 

„Es ist ein unbefriedi-
gendes Urteil, was uns 
nicht glücklich macht“, 
sagte Richter Wolfgang 
Spellbrink bei der Ur-
teilsverkündung (AZ: 
Bundessozialgericht 
B 14 AS 47 / 09 R). �sz /dpa

Hartz-IV: Keine rückwirkende 
Erstattung für Schulbücher

Hartz-IV-Empfänger können rückwirkend keine Kosten für Schulbücher 
erstattet bekommen. Dies hat das Bundessozialgericht (BSG) in Kassel im 
August entschieden. Damit wies das Gericht die Klage eines ehemaligen 
Schülers aus dem Raum Ludwigshafen zurück. Es gebe keinen rechtlichen 
Kostenerstattungsanspruch, so der 14. Senat. Zufrieden sind die Richter 
nach eigener Aussage mit diesem Urteilsspruch nicht.

Urteile 

Hartz-IV-Empfänger hoch motiviert
Mit einem gängigen Vorurteil räumt eine aktuelle Studie zu Hartz IV auf: Arbeitslose sind in der überwiegenden 

Mehrzahl alles andere als faul; sie haben sogar im Vergleich zur übrigen Bevölkerung eine überdurchschnittlich 
hohe Arbeitsmotivation, wie die repräsentative Befragung des Nürnberger Institutes für Arbeitsmarkt- und 
Berufsforschung (IAB) aufzeigt.

Sie kümmern sich um Kinderer-
ziehung, pflegen Angehörige, haben 
einen Mini-Job, bilden sich weiter 
oder befinden sich in einer För-
dermaßnahme – zwei Drittel der 
Hartz-IV-Empfänger gehen laut 
den Ergebnissen  der Studie einer 
Beschäftigung nach. Von den auf 
staatliche Hilfe angewiesenen Ar-
beitslosen im Alter zwischen 15 und 
64 Jahren üben mehr als die Hälfte 
mindestens 20 Stunden die Woche 
eine Tätigkeit aus. Laut IAB erhöht 
sich der Anteil der tätigen Hartz-IV-
Bezieher auf zwei Drittel, wenn die 
Erziehung von Kindern im Alter bis 
einschließlich 14 Jahre mit berück-
sichtigt wird. Ein „Ruhekissen“ sei 
Hartz IV hingegen nur selten, so die 
Studie.

Zum Zeitpunkt der Erhebung 
(2007 und 2008) bezogen laut IAB 
5,24 Millionen Menschen im er-
werbsfähigen Alter Hartz-IV-Leis-
tungen. Von diesen waren nur etwa 
60 Prozent, also gut drei Millionen, 
nach den gesetzlichen Vorgaben ver-
pflichtet, sich um eine Arbeit zu be-
mühen. Die anderen nicht, weil sie 
beispielsweise als Alleinerziehende 
Kinder unter drei Jahren zu versor-
gen hatten. 

Für diejenigen, die sich im Zeit-
raum der Befragung um Arbeit be-
mühten, waren die Erfolgsaussich-
ten allerdings gering – nur etwas 
mehr als ein Viertel der Jobsuchen-
den sei in dem Befragungszeitraum 
von vier Wochen zu einem Vorstel-
lungsgespräch eingeladen worden. 
Nach Ansicht der Arbeitsmarktfor-
scher ist das ein Indiz, dass es nicht 
an mangelnder Motivation liege, 
wenn Langzeitarbeitslose ohne Job 
blieben und auf staatliche Hilfe an-
gewiesen seien. Mehr als 80 Prozent 
der Bezieher von Arbeitslosengeld 
II haben einen schweren Stand auf 
dem Arbeitsmarkt: Sie haben oft nur 
geringe Qualifikationen vorzuwei-
sen, sind gesundheitlich angeschla-

gen, haben einen Migrationshinter-
grund oder sind alleinerziehend. An 
Motivation fehlt es den meisten hin-
gegen nicht. Im Gegenteil: Nach Er-
kenntnissen aus der Studie sind die 
meisten Hartz-IV-Empfänger sogar 
bereit, auch eine nur gering bezahlte 
Arbeit anzunehmen.

Nur etwa 350 000 zur Arbeitssu-
che verpflichtete Hartz-IV-Bezieher 
gehen der Studie zufolge weder ir-
gendeiner Tätigkeit nach, noch un-
ternehmen sie Anstrengungen bei 
der Jobsuche. Bei dieser Gruppe 
handelt es sich laut IAB zum großen 
Teil um ältere Hilfsbedürftige, die 
sich gesundheitlich als stark einge-
schränkt beschreiben. Die Arbeits-

marktforscher warnten davor, eine 
noch härtere Gangart gegenüber den 
„überwiegend motivierten Grundsi-
cherungsempfängern“ einzuschla-
gen. Stattdessen befürworten es die 
Wissenschaftler, die Betreuung für 
ALG-II-Empfänger zu verbessern 
und ihre individuelle Lebenssitua-
tion stärker zu berücksichtigen. Das 
IAB ist das Forschungsinstitut der 
Bundesagentur für Arbeit (BA). Für 
die repräsentative Studie wurden in 
den Jahren 2007 und 2008 mehr als 
10 000 Hartz-IV-Empfänger befragt. 
Aktuell liegt die Zahl der Empfän-
ger der staatlichen Grundsicherung 
bei etwa 6,8 Millionen, darunter 
rund 1,8 Millionen Kinder. � veo

Arbeitsmarktforscher widerlegen mit einer Studie Vorurteile gegenüber Arbeitslosen

Zwei Drittel der Langzeitarbeitslosen gehen laut einer aktuellen Studie 
des Nürnberger Institutes für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (IAB) 
einer Beschäftigung nach.
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Frauen im SoVD – das Thema

erkrankten Menschen ganz bewusst 
nicht optimal versorgt. Es gibt bereits 
Medikamente, die ein Fortschreiten 
der Demenz verzögern könnten. 
Doch diese Mittel sind sehr teuer, und 
die Kassen bezahlen sie nicht. Viele 
ältere Menschen bekommen damit 
nur eine „Sauber-und-Satt-Pflege“. 
Von den 1,2 Millionen Demenzkran-
ken in Deutschland erhalten derzeit 
maximal 15 Prozent eine Therapie, 
die aktuellen wissenschaftlichen 
Standards entspricht. Angehörige 
sollten ihre Rechte kennen und bei 
Ablehnungen bei ihren Kranken-
kassen Widerspruch einlegen unter 
Bezugnahme auf die aktuelle Ge-
setzeslage (Reha = Pflichtleistung, 
die nicht abgelehnt werden darf). 
Sollte dies nicht zum Erfolg führen, 
hilft und berät der Sozialverband 
Deutschland seine Mitglieder. Ohne 
entschlossenen Widerstand haben 
die Patienten schlechte Karten.

Anträge ist oft unverhältnismäßig 
lang. Die bürokratischen Hürden und 
die von den Kassen nachgeforderten 
Zusatzinformationen ufern aus und 
zermürben die Antragsteller. In der 
Behandlung Demenzkranker sieht 
es ähnlich düster aus. Schon jetzt 
wird ein großer Teil der an Demenz 

Gerade angesichts der demogra-
fischen Herausforderung wird nicht 
nachhaltig daran gearbeitet, die 
Zahl der Pflegebedürftigen klein zu 
halten. Vielmehr werden notwen-
dige Rehamaßnahmen für ältere 
Menschen von den Krankenkassen 
verweigert oder in billige, für alte 
Menschen nicht angemessene und 
heimatferne Einrichtungen umge-
lenkt. Dies geschieht, obwohl die 
Genehmigung sinnvoller Rehamaß-
nahmen gar nicht länger im Ermes-
sen der Krankenkasse liegt. Sie ist 
als  Pflichtleistung der Kasse veran-
kert, die gar nicht abgelehnt werden 
darf! 

Alte Menschen werden direkt nach 
einem Schlaganfall ins Pflegeheim 
abgeschoben, ohne Chance auf ei-
ne Rehabilitation. Das widerspricht 
allen medizinischen wie sozialrecht-
lichen Standards. Die Zeitdauer bis 
zur Bearbeitung vorliegender Reha-

Brigitte Marx
Landesfrauensprecherin

Baden-Württemberg

Ohne Widerstand schlechte Karten 
Rationalisierung im Gesundheitswesen ist entgegen der Beteuerungen der Bundesregierung längst Realität in 

unserem Land – vor allem bei älteren Menschen. Seit Herbst letzten Jahres beobachten wir mit Sorge, dass me-
dizinisch notwendige neurologische und geriatrische Rehabilitationsleistungen für ältere Menschen in großem 
Umfang abgelehnt werden. 

Hartz-IV-Empfänger haben laut einem Urteil 
des Bundessozialgerichts keinen rechtlichen 
Erstattungsanspruch für Schulbücher. 

Foto:  Janni / fotolia

De Maizière stellte Ende September in Berlin den Jahresbericht der Bun-
desregierung zum Stand der Deutschen Einheit vor. Dabei lobte er anläss-
lich zweier Jahrzehnte wiedergewonnener staatlicher Einheit die ideelle 
und materielle Leistung aller Deutschen. Die junge Generation, die zum 
Zeitpunkt der Wiedervereinigung noch nicht geboren war, denke heute nicht 
mehr in Kategorien wie Ost und West, führte der Bundesinnenminister 
weiter aus.

Der diesjährige Jahresbericht setzt seinen Schwerpunkt anlässlich des 
runden Jubiläums vor allem auf das gesellschaftliche Zusammenwachsen 
der beiden Teile Deutschlands und sieht eine der zentralen Herausforde-
rungen in der Gestaltung des demografischen Wandels für die ostdeutschen 
Länder. Bundesinnenminister de Maizière erinnerte an die bewegende Zeit 
der Jahre 1989 / 90: „Heute, 20 Jahre nach den Feierlichkeiten zur Deutschen 
Einheit, können die Menschen in Ost und West stolz sein auf das, was seit 
der friedlichen Revolution und der Wiedervereinigung gemeinsam erreicht 
wurde.“ 

Tag der Deutschen Einheit
Bundesregierung würdigt zwanzigsten Jahrestag

Am 3. Oktober jährt sich der Tag der Deutschen Einheit zum zwan-
zigsten Mal. Zu diesem Anlass zog Bundesinnenminister Dr. Thomas de 
Maizière eine positive Bilanz des bisher Erreichten: „Das wiederverei-
nigte Deutschland hat Großes vollbracht.“

Nach dem Fall der Mauer dauerte es fast ein Jahr, bis am 3. Oktober 1990 
die staatliche Einheit Ost- und Westdeutschlands vollzogen wurde.

Grafik: Herrndorff
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Ärztemangel: Drohende Realität
oder „Zahlentrickserei“? 

Nach aktuellen Erhebungen der Bundesärztekammer (BÄK) und der Kassenärztlichen Vereinigung nimmt 
der Ärztemangel in Deutschland weiter zu. Die Krankenkassen sprechen hingegen von „Panikmache“ und 
„Zahlentrickserei“. Verunsicherung ruft die Diskussion vor allem bei Patienten und Versicherten hervor.

Nach der aktuellen Arztzahlstu-
die wird die medizinische Versor-
gung vor allem in der Fläche im-
mer lückenhafter, so dass es in zehn 
Jahren voraussichtlich 7000 Haus-
ärzte weniger geben wird als heute. 
Als einer der Hauptgründe wird in 
diesem Zusammenhang angegeben, 
dass sich immer mehr ältere Ärzte 
zur Ruhe setzen würden, ohne dass 
es einen Nachfolger gebe. Viele Me-
diziner wanderten zudem nach dem 
Studium ins Ausland ab. Der wach-
sende Frauenanteil bei Ärzten führe 
außerdem dazu, dass weniger Voll-
zeitstellen besetzt werden könnten, 
so die Studie.

Auch Ärzte werden älter
Laut der jüngsten Erhebungen 

müssen bis zum Jahr 2020 allein 

im ambulanten Bereich 51 774 Ärz-
te ersetzt werden, darunter 23 768 
Hausärzte. Diese Prognose ergebe 
sich aus dem Durchschnittsalter der 
Ärzte, das 2009 bei 51,9 Jahren lag.

Engpässe soll es demnach künftig 
nicht allein im stationären, sondern 
auch im ambulanten Bereich geben. 
Von einem „Weg in die Wartelisten-
medizin“ ist  in diesem Kontext 
seitens der Bundesärztekammer die 
Rede.  Die ambulante Versorgung in 
der Fläche nehme weiter ab. Eng-
pässe drohten bei Augen-, Frauen-, 
Haut- und Nervenärzten. Schon 
jetzt seien in Kliniken 5000 Stellen 
unbesetzt. In zehn Jahren gingen 
fast 20 000 Ober- und Chefärzte al-
tersbedingt in den Ruhestand.

Vertreter der Krankenkassen 
sprechen angesichts der neuen Er-

hebungen hingegen von „Panik-
mache“ und werfen den Verbänden 
„Zahlentrickserei“ mit dem Ziel von 
Honorarerhöhungen vor. 

Mängel in regionaler Verteilung
Aus Sicht der Vertreter der Ge-

setzlichen Krankenkassen gibt es 
hingegen zumindest „mehr Fach-
ärzte als genug“. Probleme könne es 
künftig allein bei Hausärzten geben. 
Der Vorschlag der GKV: Alle Ärz-
te dürften sich künftig nur noch in 
Regionen niederlassen, wo es einen 
echten Bedarf gibt.

1990 seien auf 100 000 Einwohner 
rechnerisch 29,8 Ärzte entfallen, 
2007 seien es 38,3 Ärzte gewesen, 
hieß es. Es gebe keinen Mangel an 
Ärzten, sondern Mängel bei deren 
regionaler Verteilung.� veo

Arztzahlstudie befürchtet Versorgungsproblem – Krankenkassen warnen vor Panikmache

In den nächsten Jahren wird die 
Zahl der Hausärzte nach einer ak-
tuellen Studie stark absinken. 

Foto: Doris Heinrichs / fotolia

Als einer der Hauptgründe für das drohende Problem des Ärztemangels 
werden die demografische Entwicklung der Gesamtbevölkerung sowie 
auch der Ärzteschaft selbst genannt.

Foto: Karl Naundorf / Fotolia

Im Gespräch mit der Politikerin 
stellte Edda Schliepack die Forde-
rungen des SoVD dar. Dabei kriti-
sierte sie insbesondere die Höhe der 
Hartz-IV-Regelsätze für Kinder.

Als weitere Themen wurden die 
Öffnung des Marktes für ausländi-
sche Mitarbeiterinnen in der Pflege, 
die Einführung einer Frauenquote 
für Führungspositionen, der Equal 
Pay Day sowie die Einführung ei-
nes flächendeckenden Mindestlohns 
angesprochen. Teilnehmerinnen des 
Dialogs waren weiterhin Julia Lang, 
wissenschaftliche Mitarbeiterin von 
Nicole Bracht-Bendt, und Gaby 
Hesseken, Referentin der Abteilung 
Sozialpolitik im SoVD-Bundesver-
band. 

Das Gespräch soll als Auftakt  für 
weitere Treffen dienen. 

Regelsätze kritisiert
SoVD-Frauensprecherin sucht Gespräch mit Politikern

Die neu erschienene Broschüre des SoVD „Kinderarmut bekämpfen – 
Chancengleichheit herstellen“ war für SoVD-Bundesfrauensprecherin 
Edda Schliepack Anlass, das Gespräch mit der frauenpolitischen Spre-
cherin der FDP-Bundestagsfraktion, Nicole Bracht-Bendt, zu suchen. 

SoVD-Bundesfrauensprecherin 
Edda Schliepack (li.) im Gespräch 
mit der frauenpolitischen Spreche-
rin der FDP-Bundestagsfraktion, 
Nicole Bracht-Bendt.

Antibiotika sind kein Allheilmittel
In Deutschland werden immer häufiger sogenannte Reserve-Antibiotika verordnet. Darauf hat das Wissen-

schaftliche Institut der AOK hingewiesen. Der sorglose Einsatz entsprechender Präparate führe dazu, dass 
Bakterien gegen Antibiotika Resistenzen entwickeln.

Die Analyse der Wissenschaft-
ler hat ergeben, dass inzwischen 
in nahezu jedem zweiten Fall ein 
Reserve-Antibiotikum verschrie-
ben wird. Aus medizinischer Sicht 
verbietet sich deren Einsatz jedoch 
bei normalen Infektionen wie et-
wa einer Erkältung. Ein Reserve-
Antibiotikum sollte vielmehr der 

Behandlung schwerer Erkrankun-
gen vorbehalten bleiben, bei denen 
Standardantibiotika nicht mehr 
helfen. Fachleute verweisen auf die 
„goldene Regel“ bei der Verordnung 
von Antibiotika: so wenig wie nö-
tig und so gezielt wie möglich. Nur 
so könne tatsächlich sichergestellt 
werden, dass die zukünftigen The-

rapiechancen eines Antibiotikums 
nicht leichtfertig aufs Spiel gesetzt 
werden.

Im Durchschnitt hat im vergange-
nen Jahr jeder gesetzlich Versicher-
te über mehr als fünf Tage hinweg 
Antibiotika erhalten. Wissenschaft-
liche Untersuchungen belegen, dass 
bei acht von zehn Erkältungen An-
tibiotika verschrieben wurden, ob-
wohl die Notwendigkeit mehr als 
fragwürdig ist. Denn Bronchitis 
oder Rachenentzündungen werden 
zu über 80 Prozent durch Viren ver-
ursacht, womit eine Antibiotika-
Therapie ins Leere laufen würde.

Der intensive Einsatz von Anti-
biotika kann sich sogar schädlich 
auswirken, da Bakterien mit der 
Zeit Resistenzen gegen einzelne 
Wirkstoffe und Wirkstoffgruppen 
entwickeln. Diese Unempfindlich-
keiten erschweren schon jetzt die 
Behandlung bakterieller Infektions-
krankheiten. 

Für Patienten gilt daher die Emp-
fehlung, den Arzt nach Alternativen 
zu der Behandlung mit Antibiotika 
zu fragen. Bei einer normalen Erkäl-
tung etwa ist ihr Einsatz in der Regel 
nicht angezeigt.� job

Reserve-Präparate werden immer häufiger eingesetzt

Nicht in jedem Fall ist die Verschreibung eines Antibiotikums sinnvoll. 
Fragen Sie Ihren Arzt im Zweifelsfall nach Alternativen!
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Bislang ist fast die Hälfte aller deutschen Heime und Pflegedienste  be-
wertet worden. Nach Angaben des Verbandes der Ersatzkassen (VDEK) 
sind das bislang 6022 von etwa 11 000 Heimen und 4810 von rund 12 000 
Pflegediensten. Dabei erhielten die Heime durchschnittlich die Note 1,9 
und die ambulanten Dienste die Note 2,1. 

Kritiker bemängeln, dass die Pflegenoten, die mehr Transparenz für Pfle-
gebedürftige und ihre Angehörigen schaffen sollen, ein zum Teil verzerrtes 
Bild abgeben, weil sie im Durchschnitt berechnet werden. So können etwa 
eine schlechte Vorsorge gegen das Wundliegen von Patienten durch schö-
nes Zimmer „ausgeglichen“ werden oder eine schlechte Ernährung durch 
eine gut lesbare Speisekarte. Ein weiterer Kritikpunkt: Es gibt unter den 
82 zu prüfenden Einzelpunkten bei Heimen kein einziges K.O.-Kriterium, 
wonach ein Heim automatisch eine mangelhafte Gesamtnote erhält, wenn 
etwa die medizinische Versorgung mangelhaft ist. Beide Schwachpunkte 
des sogenannten Pflege-TÜV wurden auch vonseiten des Sozialverband 
Deutschland (SoVD) mehrfach kritisiert. 

Derzeit läuft vor dem Hintergrund der angemahnten Missstände eine 
wissenschaftliche Überprüfung des Systems. Während der Spitzenverband 
der Krankenkassen  strengere Prüfkriterien verlangt und seit Monaten mit 
den Verbänden der Heimträger und ambulanten Pflegedienste über eine 
Nachbesserung verhandelt,  wehrt sich eine Vielzahl der Betreiber aus Sorge 
vor Abwertung gegen mehr Transparenz.

Der SoVD begrüßt die Verstärkung unangemeldeter Kontrollen des Me-
dizinischen Dienstes der Krankenkassen (MDK), die ab 2011 jährlich statt-
finden sollen. Für die unangemeldeten Kontrollen hatte sich der SoVD mit 
Nachdruck eingesetzt. Auch für die Veröffentlichung der Prüfergebnisse 
von Pflegeheimen und ambulanten Pflegediensten hat sich der SoVD jah-
relang mit dem Ziel einer Verbesserung der Pflegequalität stark gemacht. 

Der Sozialverband Deutschland fordert weiterhin eine Überarbeitung des 
Bewertungssystems für die Qualitätsprüfung und begrüßt die wissenschaft-
liche Forschung, auf deren Basis die Prüfkriterien nachgebessert werden 
sollen. Im Beirat, der die wissenschaftliche Überprüfung begleitet, sind 
die Interessenverbände der Pflegebedürftigen – darunter auch der SoVD – 
involviert.� veo

Pflege-TÜV weiter verbessern 
Benotungssystem mit Schwachpunkten

Rund ein Jahr nach seiner Einführung erweist sich das eingeführte Be-
notungssystem für Pflegeheime und Pflegedienst immer noch als stark 
verbesserungswürdig. Eine wissenschaftliche Überprüfung der Kriterien 
soll als Grundlage für eine Nachbesserung dienen. Doch viele Betreiber 
wehren sich gegen mehr Transparenz.

Schon seit vielen Jahren gehört die D.A.S. Deutscher Automobil 
Schutz Allgemeine Rechtsschutzversicherungs-AG als starker Partner 
in Sachen Rechtsschutz zur ERGO. Zum 1. Oktober 2010 verschmel-
zen die Hamburg-Mannheimer Rechtsschutzversicherungs-AG mit der 
D.A.S. zu einem Experten für Rechtsschutz in ERGO.

Damit erhält die Spezial-Rechtsschutzversicherung einen neuen Ver-
sicherungsträger – die D.A.S.  Für unsere Mitglieder als Kunden be-
steht kein Grund zur Beunruhigung, denn an den Verträgen ändert sich 
nichts. Die D.A.S. tritt mit allen Rechten und Pflichten in die Verträge 
der Hamburg-Mannheimer Rechtsschutzversicherungs-AG ein. Auch 
die Ansprechpartner vor Ort stehen unverändert für die Mitglieder zur 
Verfügung.

Hamburg-Mannheimer
Rechtsschutz wird zu D.A.S
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Ein Beispiel dafür ist der Fall von Frau S., die mit einem ablehnenden 
Bescheid über eine Erwerbsminderungsrente zur SoVD-Kreisgeschäfts-
stelle nach Bad Segeberg kam. Der Rentenversicherungsträger lehnte die 
Zahlung einer Rente mit der Begründung ab, Frau S. könne mit dem noch 
vorhandenen Leistungsvermögen Tätigkeiten von mindestens sechs Stun-
den täglich unter den üblichen Bedingungen des Arbeitsmarktes ausüben. 
Ebenso könne sie in ihrem bisherigen Beruf als wissenschaftliche Mitar-
beiterin in einer Kinderklinik mindestens sechs Stunden täglich erwerbs-
tätig sein. Basierend auf den Gutachten der behandelnden Ärzte legte der 
SoVD-Kreisverband Bad Segeberg Widerspruch gegen den Bescheid ein 
– unverständlicher Weise wiederum ohne Erfolg. Daraufhin wurde vom 
SoVD-Rechtsschutzsekretariat in Lübeck Klage vor dem Sozialgericht 
eingereicht. Ergebnis: Die Deutsche Rentenversicherung Nord verpflich-
tete sich, eine Rente wegen teilweiser Erwerbsminderung auf Dauer zu 
gewähren. Wegen Verschlossenheit des Arbeitsmarktes wurde Frau S. letzt-
endlich sogar eine bis auf weiteres geltende volle Erwerbsminderungsrente 
zugesprochen.

Mit den folgenden Zeilen bedankte sich Frau S. beim SoVD für die Hilfe: 
„Dem Sozialverband Deutschland in Schleswig-Holstein (Bad Segeberg, 
Lübeck und Kiel) habe ich es zu verdanken, dass nun endlich nach vier 
harten Jahren meine volle Erwerbsminderungsrente bewilligt worden ist. 
Ich will hier nicht auf Einzelheiten eingehen, nur das Wichtigste: Mir ist 
so eine schwere Last von den Schultern genommen worden und ich kann 
nun erleichtert aufatmen. Gott sei Dank! Und Ihrer unendlichen Hilfe sei 
Dank! Ohne Ihre ständige kompetente, praktische Unterstützung und Ihre 
liebevollen Betreuung (insbesondere vonseiten Frau Ros, Rechtsschutzse-
kretärin in Lübeck) in vielen mutlosen Momenten hätte ich diese lange, 
harte Zeit der Widersprüche und des Wartens nicht durchgestanden! 

Und ich möchte allen Bürgern in ähnlichen Situationen Mut machen. Es 
lohnt sich, für seine Belange einzutreten und es lohnt sich, beim Sozialver-
band Deutschland Mitglied zu sein.“

Schwere Last genommen 
Allein in Schleswig-Holstein erwirkt der SoVD gegenüber den Behörden 

oder vor den Sozialgerichten jährlich rund acht Millionen Euro an laufen-
den Zahlungen oder Nachzahlungen. Doch es sind nicht immer nur die 
großen erzielten Summen, die die Arbeit des Verbandes für seine Mitglieder 
so erfolgreich macht. Jeder Streit mit Behörden bedeutet für die Betroffenen 
eine große Belastung. Wenn die Menschen einen starken Partner wie den 
SoVD an ihrer Seite haben, können sie nicht nur mit kompetentem recht-
lichen Beistand, sondern auch mit menschlichem Zuspruch rechnen.

Wir haben geholfen

Etwas mehr als die Hälfte (52 Prozent) der Schwerbehinderten waren 
Männer. Als schwerbehindert gelten Personen, denen von den Versorgungs-
ämtern ein Grad der Behinderung von 50 und mehr zuerkannt wurde. Be-
hinderungen treten vor allem bei älteren Menschen auf: So waren mehr als 
ein Viertel (29 Prozent) der schwerbehinderten Menschen 75 Jahre und älter; 
knapp die Hälfte (46 Prozent) gehörte der Altersgruppe zwischen 55 und 
75 Jahren an. 2 Prozent waren Kinder und Jugendliche unter 18 Jahren.�

Immer mehr Behinderungen
7,1 Millionen Schwerbehinderte in Deutschland

Wie das Statistische Bundesamt (Destatis) mitteilt, lebten zum Jahres-
ende 2009 in Deutschland 7,1 Millionen schwerbehinderte Menschen; das 
waren rund 184 000 oder 2,7 Prozent mehr als 2007. 2009 waren damit 8,7 
Prozent der gesamten Bevölkerung in Deutschland schwerbehindert. 

Nach dem Richterspruch gilt diese 
Rechtsprechung jedenfalls, wenn der 
Betroffene ohne Angabe von Grün-
den mit mehreren Monatsraten im 
Rückstand ist (AZ.: 8 Ta 127/10). 

Das Gericht wies mit seinem Be-
schluss die Beschwerde eines Klä-
gers gegen eine Entscheidung des 
Arbeitsgerichts Koblenz zurück. Der 
Kläger hatte für ein arbeitsrecht-
liches Verfahren Prozesskostenhil-
fe erhalten. Diese Hilfe sollte er in 
monatlichen Raten von 200 Euro 
zurückzahlen. Dem kam der Kläger 
allerdings nur für vier Monate nach.
Daher sah das LAG keine Veranlassung, dem Kläger auch nur zeitweise ein 
Prozessieren mit öffentlichen Mitteln zu ermöglichen. � dpa

Mit Raten im Verzug:
Prozesskostenhilfe gestrichen
Ein Gericht darf die Bewilligung von Prozesskostenhilfe mit sofortiger 

Wirkung aufheben, wenn ein Kläger mit ihrer Rückzahlung in Verzug gerät. 
Das entschied das Landesarbeitsgericht (LAG) Rheinland-Pfalz in Mainz 
in einem im August gefällten Urteil.

Urteile

Bei Säumnis wird keine Prozess-
kostenhilfe gewährt.

Foto: Daniel Kühne / fotolia

Mängel in der Versorgung schwer
Brandverletzter beseitigen!

Der Sozialverband Deutschland (SoVD) und der Bundesverband für Brandverletzte haben dringenden Hand-
lungsbedarf für eine verbesserte Rehabilitation und Teilhabe von Menschen mit schweren Brandverletzungen 
angemahnt.

In einem Schreiben an Bundes-
gesundheitsminister Philipp Rös-
ler weisen SoVD-Präsident Adolf 
Bauer und die Vorsitzende des Bun-
desverbandes für Brandverletzte, 
Petra Krause-Wloch, auf erheb-
liche Versorgungsdefizite bei der 
ambulanten Versorgung und den 
Rehabilitationsmaßnahmen für die 
Betroffenen hin. Mit insgesamt zehn 
Punkten fordern beide Verbände un-
ter anderem flächendeckende Spe-
zialambulanzen, den Wegfall von 
überflüssigen Einzelfallprüfungen 
und mehr Prävention.

„Rund 2000 Menschen erleiden 
in Deutschland jedes Jahr schwe-
re Brandverletzungen – 500 davon 
sind Kinder. Die Folgen der Verlet-
zungen belasten die Opfer sowohl 
körperlich als auch seelisch ein Le-
ben lang. Es ist erforderlich, dass 
der Lebenslage schwer brandver-
letzter Menschen noch mehr Auf-
merksamkeit geschenkt und ihre 
Situation wirkungsvoll verbessert 
wird“, erklärte SoVD-Präsident 
Adolf Bauer in einer gleichlauten-
den Pressemitteilung. Petra Krause-
Wloch erklärte: „Damit Menschen 
mit schweren Brandverletzungen 
einen frühzeitigeren und individu-

elleren Zugang zu den notwendigen 
medizinischen und therapeutischen 
Leistungen erhalten, müssen eine 
Reihe von Maßnahmen umgesetzt 
werden. Vom qualifizierten Fallma-
nagement über den freien Zugang 
zu Spezialambulanzen bis hin zu ei-
ner standardisierten medizinischen 
Dokumentation der Brandverlet-
zungen besteht ein enormer Hand-

lungsbedarf.“ Der Bundesverband 
für Brandverletzte und der SoVD 
wollen mit ihren Forderungen dazu 
beitragen, dass sich die schwierige 
Situation der Betroffenen verbessert 
und stärker in den Mittelpunkt der 
Aufmerksamkeit rückt. Das Forde-
rungspapier ist unter www.sovd.de 
und www.brandverletzte-leben.de 
im Internet abrufbar.

Gemeinsame Forderungen des Bundesverbandes für Brandverletzte und des SoVD

Rund 2000 Menschen erleiden in Deutschland jedes Jahr schwere Brand-
verletzungen – 500 davon sind Kinder.
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Werden Kinder aus Hartz-IV-Familien 
zu einer Ausbildung gedrängt?

Christine R. lebt mit ihren beiden Töchtern von Hartz IV. Als die Kinder nach der 10. Klasse weiterführende 
Schulen besuchen bzw. studieren möchten, fühlt sich Frau R. vom zuständigen Jobcenter im Stich gelassen. 
Dem Amt scheint mehr daran gelegen, dass die Kinder möglichst schnell eine Ausbildung beginnen, damit sie 
zum Einkommen der Familie beitragen. Die zweifache Mutter wendet sich an die SoVD Jugend. Ihr Schicksal 
ist leider kein Einzelfall, wie Recherchen des Nachrichtenmagazins Spiegel Online zeigen.

Immer wieder betonen Politiker, 
wie wichtig ihnen die Förderung 
von Bildung ist. Sie sei der geeigne-
te Weg, um das Vorankommen und 
den gesellschaftlichen Aufstieg zu 
sichern. Zudem schütze Qualifika-
tion vor möglicher Arbeitslosigkeit. 
Doch wie sieht es mit der Chancen-
gleichheit in der Praxis aus? 

Kinder und Jugendliche, deren El-
tern auf Hartz-IV-Leistungen ange-
wiesen sind, haben es schwer, sich im 
Schulalltag zu bewähren. An vielen 
Punkten bekommen sie die finanzi-
ellen Einschränkungen zu spüren, 
müssen gucken, ob das Geld für die 
Klassenfahrt, den Schulausflug oder 
neue Kleidung für den Sportunter-
richt reicht. Vor allem leiden sie un-
ter dem psychischen Druck, von ih-
rer Umwelt als „Hartz-IV-Kind“ ab-
gestempelt zu werden. Wer in dieser 
Situation dennoch den Mut und das 
Selbstbewusstsein aufbringt, eine 
weiterführende Schule oder gar die 
Universität zu besuchen, verdient 
Respekt und Anerkennung. Statt-
dessen geraten Jugendliche in die 
Mühlen der Hartz-IV-Bürokratie.

Mitgefangen, mitgehangen
Christine R. (Name geändert) ist 

auf Leistungen nach Hartz IV an-
gewiesen. Ihren beiden Töchtern 
möchte sie dieses Schicksal um je-
den Preis ersparen. Was eine Unter-
stützung durch das Jobcenter an-
geht, fühlt sich die zweifache Mut-
ter jedoch enttäuscht. Wie sie es dem 

SoVD schildert, hat sie sogar den 
Eindruck, dass man ihren Töchtern 
Steine in den Weg legt: „Der Druck 
der Jobcenter steigt. Viele Jugend-
liche werden massiv genötigt, eine 
Ausbildung zu machen oder sogar 
einfach eine Arbeit zu suchen.“ Aber 
liegt den Behörden tatsächlich mehr 
daran, Hartz-IV-Empfänger aus ih-
ren Statistiken zu bekommen, als 
diesen die Chance auf eine bessere 
Bildung zu ermöglichen? Recher-
chen von Spiegel Online deuten zu-
mindest in diese Richtung.

Kritik an Praxis der Jobcenter
Unter dem Titel „Hartz-IV-Schü-

ler fühlen sich zu Ausbildung ge-
drängt“ zitiert das Nachrichtenpor-
tal mehrere Fälle von Jugendlichen, 
die immer wieder genötigt wurden, 
Kopien ihrer Zeugnisse vorzulegen 
und sich gegenüber dem Jobcenter 
zu erklären. Obwohl die Betroffenen 
ihre Auskunftspflicht mit der Abga-
be von Schulbescheiniungen längst 
nachgekommen waren, drohten die 
Behörden mit einer Kürzung oder 
gar Einstellung der Leistung. Ein 

Druck, dem nicht nur die Eltern – 
und damit die eigentlichen Emp-
fänger der Hartz-IV-Zahlungen 
– ausgesetzt sind, sondern auch de-
ren Kinder. An deren Zukunft aber 
sollte gerade auch das Jobcenter in-
teressiert sein.

Rechtslage ist eindeutig
Unverständnis über eine derar-

tige Praxis herrscht auch bei Maik 
Theede-Fagin, Jugendreferent beim 
SoVD-Bundesverband: „Der Ein-
druck, dass mit der Druckausübung 
durch einzelne Jobcenter Leistungen 
eingespart werden sollen, hat sich 
aus diesem Blickwinkel betrachtet 
erhärtet.“ Dabei bestätigen Sozial-
rechtler, dass die rechtliche Grund-
lage eindeutig geregelt sei. Es exis-
tiere für Eltern keine Verpflichtung, 
der Arbeitsagentur Schulzeugnisse 
ihrer Kinder vorzulegen. Auch ei-
ne Androhung von Sanktionen sei 
nicht zulässig, solange die Jugend-
lichen noch zur Schule gehen.

Theede-Fagin rät Betroffenen zum 
Widerspruch, falls das Jobcenter auf 
den Abschluss einer Eingliederungs-
vereinbarung drängt: „Auch hier-
von sind Schülerinnen und Schüler 
ausgenommen. Sie können die Un-
terzeichnung ‚aus sonstigem wich-
tigen Grund’ ablehnen.“ Die SoVD 
Jugend werde sich dafür einsetzen, 
dass Weiterbildungsbemühungen 
junger Menschen trotz aktueller 
Sparbemühungen weiter gefördert 
und unterstützt werden.� job

Jobcenter fordern die Vorlage von Zeugnissen und drohen mit Sanktionen
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In einem aktuellen Beispielsfall aus Göttingen leidet der Patient, Herr K., 
an einer Essstörung. Seine Rentenversicherung bewilligte ihm eine Reha-
Behandlung, wies ihm aber nicht die Klinik zu, die er gemeinsam mit seinem 
behandelnden Arzt ausgewählt hatte. Nun wandte sich Herr K. an die UPD 
in Göttingen. 

Ein UPD-Berater erklärte ihm die gesetzlichen Bestimmungen: „Die 
Leistungen werden in Einrichtungen erbracht, die entweder von der Ren-

tenversicherung selbst betrieben 
werden oder mit denen ein entspre-
chender Vertrag besteht. Hierbei ist 
die Auswahl in das pflichtgemäße 
Ermessen der Rentenversicherung 
gestellt.“ Die Rentenversicherung 
habe aber auch die berechtigten 
Wünsche des Versicherten zu be-
rücksichtigen. Dazu gehörten die 
persönliche Lebenssituation, das 
Alter, das Geschlecht, die Familie so-
wie religiöse und weltanschauliche 
Bedürfnisse des Versicherten. Habe 
die Rentenversicherung allerdings 
mit einer Reha-Klinik keinen Ver-
trag geschlossen, so sei der Wunsch 
des Versicherten auf Behandlung in 
dieser Klinik nicht berechtigt. 

„Ist der Versicherte mit der Aus-
wahl der Einrichtung nicht einver-
standen, kann er Widerspruch ein-
legen. Kommt die Rentenversiche-
rung dem berechtigten Wunsch des 
Versicherten nicht nach, so muss sie 
begründen, warum die von ihr aus-
gewählte Klinik besser geeignet ist, 
die Rehabilitationsleistung zu er-
bringen“, so der UPD-Berater. Da-
her haben Widersprüche in solchen 
Fällen häufig Aussicht auf Erfolg. 

So auch im Falle von Herrn K. 
Die von der Versicherung zugewie-
sene Klinik hatte keinerlei Spezia-
lisierung auf die Erkrankungsform 
der Essstörung – und Herr K. konn-

te nachweisen, dass seine Heilungschancen in der von ihm mit dem Arzt 
ausgesuchten Einrichtung größer sind. Die Versicherung bewilligte ihm 
daraufhin die gewünschte Klinik. 

Tipp: Überlegen Sie mit Ihrem Arzt, welche Einrichtung für Sie am bes-
ten geeignet ist. Wichtig ist, dass in der Klinik ein Platz frei ist. Äußern Sie 
Ihren Wunsch bereits bei Antragstellung und bitten Sie Ihren Arzt, Ihren 
Wunsch durch eine Stellungnahme zu unterstützen. 

Auch bei weiteren Fragen stehen 
die Beraterinnen und Berater der 
UPD bundesweit telefonisch oder 
regional persönlich zur Verfügung. 
Der „Beratungsfall des Monats“, 
die Kontaktdaten aller UPD – Bera-
tungsstellen sowie weitere Informa-
tionen sind im Internet unter www.
upd-online.de oder über das bun-
desweite Beratungstelefon abruf-
bar. Dieses ist montags bis freitags 
von 10 bis 18 Uhr unter der kosten-
freien Rufnummer 0800 /0 11 77 22 
erreichbar.

Patienten dürfen mitsprechen
bei der Auswahl der Reha

UPD-Beratungsfall des Monats

Die Rehabilitation bildet eine der wichtigsten Phasen bei der Heilung von 
Krankheiten und Verletzungen. Doch wie findet man die richtige Klinik? 
Nicht immer einigen sich Patienten und Versicherungen auf Anhieb – und 
viele Anfragen bei der Unabhängigen Patientenberatung Deutschland (UPD) 
weisen darauf hin, dass Patienten oft ihre eigenen Rechte nicht kennen. 

Die UPD bietet bundesweit 
Beratung an. In Niedersachsen 
und Berlin-Brandenburg ist der  
SoVD einer der Träger. Die kosten-
freie Rufnummer 0800 / 0 11 77 22 
ist von Montag bis Freitag zwi-
schen 10 und 18 Uhr erreichbar. 

Oft kennen Patienten ihre Rechte nicht. So haben sie ein Mitspracherecht 
bei der Auswahl der geeigneten Reha und sollten sich darüber mit dem 
Arzt ihres Vertrauens vorab beraten.

Foto: Gina Sanders / fotolia

Im Falle einer diagnostizierten 
Essstörung sollte die ausgewählte 
Reha-Einrichtung auf diese Er-
krankungsform spezialisiert sein, 
um entsprechende Heilungsaus-
sichten gewährleisten zu können.

Foto: Yantra / Fotolia

Interview

Gesundheitssituation zu machen. 
Mit diesen Notizen sollte man zum 
Arzt gehen und sich besprechen. Und 
dann, wenn Fragen offen sind, die-
se gezielt im Internet recherchieren. 
Am besten über die „erweiterte Su-
che“ von Suchmaschinen. Dort kann 
man beispielsweise den Zeitraum 
einschränken und so nur nach ak-
tuellen Infos suchen. Lieber mit ge-
zielten Fragen ins Internet gehen, als 
mal ein bisschen „rumzusurfen“ und 
dann vielleicht vor Angst zu erstar-
ren. Natürlich gibt es auch Menschen 
mit seltenen Krankheiten oder Fälle, 
bei denen man vom therapeutischen 
Standpunkt nicht weiter weiß. Viele 
dieser Patienten schauen sich auch 
im Internet um. Vor allem für diese 
Menschen finde ich es schön, dass es 
Einrichtungen gibt, wie die Unab-
hängige Patientenberatung, die be-
raten oder eine Art Lotsenfunktion 
übernehmen und Adressen von me-
dizinischen Fachgesellschaften und 
Kompetenzzentren weitergeben. 

___Was halten Sie von Internet-
Bewertungsportalen zu Ärzten? 

Nun, das ist stark im Kommen. 
Bei einer aktuellen Befragung der 
Kassenärztlichen Bundesvereini-
gung gaben aber nur acht Prozent 
an, Bewertungsportale zu nutzen. 
Doch die meisten Menschen wol-
len über ihren Arzt mehr wissen als 
Name und Anschrift. Deshalb etab-
lieren sich mehr und mehr Bewer-
tungsportale für Kliniken und Ärzte. 
Aber auch hier ist Vorsicht geboten. 
Denn, eine Bewertung ist nur dann 
aussagekräftig, wenn sie nach nach-
vollziehbaren Kriterien erfolgte und 
eine kritische Masse an Beurteilun-
gen stattfand. 

___Sind Gesundheitsinfos aus dem 
Internet nun Fluch oder Segen?

Auf alle Fälle ein Segen! Das Inter-
net ist eine fantastische Möglichkeit 
um an Infos zu kommen, die früher 
für Laien nicht zugänglich waren. 
Ich möchte die Menschen ermutigen, 
mündige Patienten zu sein und von 
ihrem Recht auf Information Ge-
brauch zu machen. Ein Arztbesuch 
dauert durchschnittlich fünf Minu-
ten. Wenn ich danach recherchie-
re, kann ich beim nächsten Termin 
gezielt Fragen stellen. Unerlässlich 
dabei ist die sorgfältige, umfassen-
de Recherche und der kritische Um-
gang mit Informationen – sonst wird 
aus dem Internet schnell ein Fluch!
� Interview: Cornelia Moosbrugger

zen. Der Discern-Katalog besteht 
aus 15 Fragen. Wenn man diese Elle 
anlegt, dann trennt sich schon ein-
mal grob die Spreu vom Weizen. 

___Von welchen Internetseiten 
sollte man die Finger lassen?

___Alle Alarmglocken sollten ange-
hen, wenn Heilsversprechen gegeben 
werden. Also wenn behauptet wird, 
die Methode wirke zu 100 Prozent. 
Denn das gibt es nicht. Oder wenn 
behauptet wird, die Behandlung 
habe keine Nebenwirkung. Ein wei-
terer Hinweis auf unseriöse Inhalte 
ist, wenn andere Anbieter schlecht 
gemacht werden oder zum Abbruch 
einer bewährten Behandlung gera-
ten wird. Gefährlich wird es auch 
dann, wenn Autoren vermeintliche 
Fachleute sind. Wenn auf einer Seite 
Dr. oder sogar Dr. Dr. steht, glauben 
viele, dass der Inhalt richtig ist. 

___Das heißt, wenn es zu schön um 
wahr zu sein klingt, dann... 

___...ist größte Vorsicht geboten! 
Wer erkrankt ist und dazu recher-
chieren möchte, der muss mit Sorg-
falt an die Sache herangehen. Der 
darf nicht auf jede schöne Seite und 
Doktortitel hereinfallen. Menschen 
mit einer chronischen oder schweren 
Erkrankung haben oft Angst. Darauf 
bauen unseriöse Anbieter. 

___Gelten für Ratgeber-Bücher zur 
Gesundheit die gleichen Kriterien?

___Ja, denn viele Bücher auf dem 
Ratgeber-Markt werden nicht von 
Experten überprüft. 

___Was raten Sie unseren Lesern, 
wie sollen sie am besten vorgehen?

Grundsätzlich empfehle ich zu-
erst den Arztbesuch und dann die 
Recherche. Und bevor man mit dem 
Arzt spricht, rate ich dringend, zu 
überlegen und zu notieren: „Was 
genau fehlt mir?“, „Was habe ich 
für eine Krankengeschichte?“ und 
„Welche Medikamente nehme ich?“. 
Also sich Gedanken über die eigene 

___Was sind aus Ihrer Sicht die 
größten Gefahren, wenn man statt 
eines Arztes das Internet befragt?

___Eine Gefahr ist, dass man die 
Infos ungefiltert bekommt. Stellen 
Sie sich einen Menschen vor, der ein 
Symptom hat, im Internet recher-
chiert und auf eine schwerwiegende 
Erkrankung stößt. Das macht Angst 
und löst Unsicherheit aus. Das In-
ternet eignet sich keinesfalls zur 
Diagnostik. Davon ist dringend ab-
zuraten. Eine weitere Gefahr ergibt 
sich aus dem Medium an sich. Im 
Internet kann jeder, der die Technik 
beherrscht, Informationen veröffent-
lichen. Das führt dazu, dass gerade 
im medizinischen Bereich viele un-
seriöse, falsche und auch gefährliche 
Inhalte zu finden sind. 

___Gibt es eine Möglichkeit zu er-
kennen, ob Infos korrekt sind?

___Ja und Nein. Auf alle Fälle sollte 
man sich bei der Nutzung von Such-
maschinen nicht von der Reihenfolge 
der gefundenen Ergebnisse täuschen 
lassen – eine gute, richtige Info kann 
auch auf den hinteren Seiten stehen. 
Eine gute Orientierung, ob eine Inter-
netseite vertrauenswürdig ist, bietet 
das HON-Siegel. Seiten mit diesem 
Siegel wurden geprüft und entspre-
chen dem HONcode der Health On 
The Net Foundation (HON). Das ist 
der älteste und am meisten genutzte 
Verhaltenscodex für Gesundheits-
webseiten. Außerdem gibt es Fra-
genkataloge, mithilfe derer man ei-
ne Vorauswahl treffen kann. Wendet 
man diese an, fallen die meisten Infos 
schon mal durch den Rost. 

___Welche Fragen sind das?
___Ein, leider in der Bevölkerung 

nicht so bekannter, guter Fragenka-
talog ist das sogenannte Discern-
Instrument. Das kommt aus dem 
Englischen von „to discern“, das be-
deutet „wahrnehmen“. Der Katalog 
wurde für Verbraucher entwickelt 
und wird in Deutschland seit 2000 
angewendet. Dazu gehören Fragen 
wie „Wer steckt hinter der Info?“ 
oder „Wie alt ist sie?“ Denn wie jeder 
Käse hat auch eine Information ein 
Verfallsdatum. Weitere wichtige Fra-
gen sind „Wurden die Behauptungen 
wissenschaftlich belegt?“ und „Wel-
chen Nutzen und welche Nebenwir-
kungen hat die Behandlung?“ Denn 
letztendlich recherchieren viele, weil 
sie sich entscheiden müssen, ob sie 
sich behandeln lassen – und wenn ja, 
mit welcher Methode. Hier wird oft 
das Internet zu Rate gezogen, um den 
Entscheidungsprozess zu unterstüt-

Dr. PH Sylvia Sänger

Gesundheitsinformationen
im Internet: Fluch oder Segen?

60 Prozent der Deutschen recherchieren im Internet nach Gesundheitsinformationen. Gibt man eine Krank-
heit in eine Suchmaschine ein, so erhält man in Sekundenschnelle hunderte Seiten mit Erklärungen, Ursachen 
sowie Infos zu Medikamenten und Behandlungen. Das erscheint auf den ersten Blick sehr praktisch, auf den 
zweiten birgt es auch Risiken. Darüber sprachen wir mit Dr. PH Sylvia Sänger. Sie leitet seit 2009 die Gesund-
heitsUni Jena am Universitätsklinikum. Davor war sie 10 Jahre beim Ärztlichen Zentrum für Qualität in der 
Medizin tätig. Dort setzte sie sich vordergründig mit dem Thema Gesundheitsinformationen auseinander. 

Bei Gesundheitsinformationen im Netz ist Vorsicht geboten. Dr. PH Sylvia 
Sänger empfiehlt zur Recherche unter anderem folgende Internetseiten: 

www.gesundheitsinformation.de•	
www.patienten-information.de•	
www.versorgungsleitlinien.de/patienten•	
www.uni-duesseldorf.de/AWMF/ll/ll_pati.htm•	
www.cochrane.de/de/patienteninformationen•	
www.gutepillen-schlechtepillen.de•	  (auch als Magazin erhältlich)
www.discern.de •	 sowie www.hon.ch/HONcode/index_de.html

Internet
Experten-Chat
Dem Thema Gesundheitsinfor-

mationen im Internet widmet sich 
auch ein Experten-Chat der Un-
abhängigen Patientenberatung. 
Dabei können via Internet ano-
nym Fragen gestellt werden, die 
Dr. PH Sylvia Sänger beantwor-
tet. Der Chat findet am 20. Okto-
ber von 18 bis 19 Uhr statt. Gehen 
Sie dazu auf www.unabhaengige-
patientenberatung.de, Bereich 
„Unser Beratungsangebot“. 
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Um eines von drei Büchern zu gewinnen, senden Sie eine Post-
karte mit den gesuchten, eingekreisten Zahlen (in der Rei-
henfolge von oben nach unten) an: SoVD, Stichwort: SoVD- 
Sudoku, Stralauer Straße 63, 10179 Berlin, oder per E-Mail an:  
sudoku@sovd.de. Bitte vergessen Sie nicht, Ihre Adresse anzugeben! 

Einsendeschluss ist jeweils der 15. des Erscheinungsmonats.

Verrücktes Deutschland

Mit spitzer Feder

Verantwortung für die eigene Gesundheit

Bismarck verteidigt die deutsche Sprache

Jeder dritte Erwachsene in Deutschland sieht die Verantwortung für seine Gesundheit eher bei anderen als bei 
sich selbst. Bei den Männern vertraut fast jeder Zweite lieber auf die Hilfe anderer, unter den Frauen dagegen 
nur gut jede Vierte. Das zeigt eine repräsentative Studie des „Wissenschaftlichen Instituts der Techniker Kran-
kenkasse für Nutzen und Effizienz im Gesundheitswesen“ (WINEG) zum Thema Patientenzufriedenheit.

Bei einem Festessen erhob die Gattin eines Gesandten den Vorwurf, im Deutschen gäbe es für dieselbe Sa-
che unnötig viele Ausdrücke, beispielsweise speisen und essen. Otto von Bismarck (1815-1898) entgegnete: 
„Verzeihen Sie, Gnädigste, Christus speiste die Fünftausend, aber er aß sie nicht.“

 „Besonders beunruhigend finde 
ich, dass gerade junge Menschen 
eher auf andere vertrauen, anstatt 
selbst Verantwortung für die eige-
ne Gesundheit zu übernehmen. Von 
den 18- bis 30-Jährigen gab dies 
fast jeder Zweite an“, sagt WINEG-
Direktor Dr. Frank Verheyen. Auch 
ob Beschwerden wieder verschwin-
den, sehen viele Menschen als ei-
ne Schicksalsfrage. So schreibt es 
mehr als jeder Vierte (28 Prozent) 
eher Glück oder Pech zu, ob er im 
Krankheitsfall wieder gesund wird 
– anstatt zu glauben, dies auch selbst 

„Aber schlagen und hauen sind 
gleich!“ „Verzeihung, ich bin auch 
hierin anderer Meinung. Sehen 
Sie, diese prachtvolle Standuhr 
schlägt die Stunden, aber sie haut 
sie nicht!“

„Zugegeben, aber von den Wör-
tern senden und schicken ist doch 
sicher eines ganz überflüssig!“ 

in der Hand zu haben. Dabei hängt 
der Therapieerfolg bei vielen Diag-
nosen stark davon ab, wie gut der 
Patient mitarbeitet: „Insbesondere 
bei chronischen Leiden wie Herz-
Kreislauf-Erkrankungen oder Dia-
betes ist es entscheidend, dass der 
Patient in der Therapie eine aktive 
Rolle übernimmt. Das beeinflusst 
nicht nur den Verlauf der Krankheit 
und den Behandlungserfolg positiv: 
Auf lange Sicht gewinnt der Be-
troffene durch seine Mitarbeit auch 
eine höhere Lebensqualität“, sagt 
Verheyen. 

Gesund werden – gesund bleiben

Die Schüler Ben, Jonas, Leo, So-
phie und Özzi müssen am Wochen-
ende nachsitzen. Als ihr Lehrer 
plötzlich verschwindet, machen sich 
die Fünf auf die Suche nach ihm. Sie 
entdecken, dass eine Gruppe mas-
kierter Gangster die Schule besetzt 
hat und die Schüler eines Wochen-
end-Kurses als Geiseln genommen 
hat. Alle Ausgänge sind verriegelt. 
Die ungleichen Nachsitzer, die sich 
kaum kennen und aus den unter-
schiedlichsten sozialen Milieus 
kommen, sind auf sich allein gestellt: 
Nur wenn sie zusammenhalten ha-
ben sie eine Chance, ihren Mitschü-
lern zu helfen und einen Anschlag zu 
verhindern. Die fünf Teenager müs-
sen lernen, dass Teamgeist, Toleranz 

Allein gegen die Zeit

Tipp für Kinder und Jugendliche

Cartoons 
von Marcel und Pel und Fantasie mächtiger sein können 

als Machtstreben und Gier.
Die spannende Echtzeit-Serie 

wurde unter anderem mit dem Gol-
denen Spatz der Deutschen Kinder-
medienstiftung und dem Prix Jeu-
nesse International ausgezeichnet.

Allein gegen die Zeit. 2 DVD, ca. 
325 Minuten, FSK ab 12 Jahren.

Wir verlosen unter Ausschluss des 
Rechtsweges 3 Exemplare. Schicken 
Sie eine E-Mail an: filmtipp@sovd.
de bzw. eine Postkarte an: SoVD, 
Abteilung Redaktion, Stichwort 
„Allein gegen die Zeit“, Stralauer 
Straße 63, 10179 Berlin. Einsende-
schluss ist der 15. Oktober.

„Keineswegs. Ihr Gemahl ist zwar 
von seiner Regierung gesandt, aber 
ist er auch geschickt?“

„Aber in einem habe ich recht, 
Durchlaucht: Sicher und gewiss 
ist genau dasselbe!“ „Ich bitte um 
Verzeihung, Gnädigste, ich bin auch 
hierin gänzlich anderer Ansicht. 
Angenommen, hier bräche plötzlich 

ein Brand aus, so wäre es mir eine 
Ehrenpflicht, Sie, gnädige Frau, so-
gleich an einen sicheren Ort zu füh-
ren, aber um Himmels willen nicht 
an einen gewissen Ort.“

Diese Anekdote stammt aus dem 
Harenberg Kalender „Verrücktes 
Deutschland 2011“ (KV&H Verlag).

Um Patienten für eine aktive 
Mitarbeit zu gewinnen, sind laut 
Verheyen auch die Ärzte gefragt: 
„Sie müssen bei den Patienten das 
Bewusstsein dafür wecken, dass 
ihr eigener Einsatz für den Thera-
pieerfolg ausschlaggebend ist.“ Die 
Verantwortung für ihre Gesundheit 
dürfen Patienten Verheyen zufolge 
nicht an ihren Arzt abgeben. Der 
verordne zwar die notwendigen 
Medikamente, sobald der Patient 
das Rezept in der Hand halte, liege 
damit aber auch der Erfolg der The-
rapie in seiner Hand.� tk

Verrücktes Deutschland 2011
Wie wir wurden, was wir sind, 

erklärt der vergnügliche Tages-
kalender „Verrücktes Deutsch-
land 2011“ . Skurriles und Wis-
senswertes aus der Republik 
lässt den Leser Tag für Tag über 
deutsche Eigenarten und Kurio-
sitäten staunen. Wer weiß schon, 
dass hierzulande in den fünfziger 
Jahren der Eierpieker erfunden 
wurde? Oder dass der Spreewald 
als Venedig des Nordens gilt? Oder 
wo Deutschlands „erfolgreichste“ 
Radarfalle steht? Eben. Mit Illus-
trationen von Tom Breitenfeldt.

Harenberg „Verrücktes Deutsch-
land 2011“, Format 12,5 x 16 cm, 
320 Blatt, vierfarbig, zum Aufhän-
gen oder Aufstellen, ISBN: 978-3-
8400-0096-6, 14,99 Euro.

Wir verlosen unter Ausschluss 
des Rechtsweges insgesamt 3 Ka-
lender. Schicken Sie einfach eine 
E-Mail an: buchtipp@sovd.de bzw. 
eine Postkarte an: SoVD, Abteilung 
Redaktion, Stichwort „Verrücktes 
Deutschland“, Stralauer Straße 63, 
10179 Berlin. Einsendeschluss ist 
der 15. Oktober.
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schlägt mit 18,50 Euro zu Buche. 
Falls Sie sich also an die Schufa 
wenden, bestehen Sie explizit auf 

Nora Sidelnikov (Bad Kissingen)

Tipp für Kinder und Jugendliche 
(Feldpost für Pauline)

Philipp Pues (Glandorf)
Maria Kleine-Jäger 

(Haltern am See)
Paul Engelbart (Dortmund)

Einsendeschluss ist jeweils der 15. des Erscheinungsmonats.
Das Lösungswort zum Gewinnen wertvoller Buchpreise bitte einsenden an: 

SoVD, Stichwort: „Kreuzworträtsel“, Stralauer Straße 63, 10179 Berlin, oder per E-Mail an: 
kreuzwortraetsel@sovd.de. Bitte vergessen Sie nicht, Ihre Adresse anzugeben!

Der Anspruch auf eine Eigen-
auskunft besteht seit dem 1. April 
diesen Jahres. Laut Bundesdaten-
schutzgesetz hat dabei jede Person 
sowohl das Recht auf eine Auskunft 
über die bei der Schufa über sie ge-
speicherten Daten, als auch  darauf, 
fehlerhafte Daten korrigieren zu 
lassen. Eine entsprechende Daten-
übersicht kann jeder Bürger einmal 
im Jahr schriftlich beantragen. 

Dabei ist jedoch Vorsicht geboten. 
Als privatwirtschaftliches Kredit-
büro hat die Schufa nämlich Inter-
esse daran, möglichen Kunden eine 
kostenpflichtige Leistung zu verkau-
fen, etwa eine sogenannte „Bonitäts-
auskunft“. Diese jedoch ist – anders 
als die gesetzlich zugesicherte Über-
sicht vorhandener Schufa-Einträge 
– keinesfalls kostenlos, sondern 

Kreuzworträtsel  
Gisela Wille (Hanstedt)

Martin Pencz (Magdeburg)
Theodor Welk (Dortmund)

Sudoku
Brigitte Elsholz (Suderburg)

Lothar Stapel (Könnern)

Die Bundesschatzmeisterin rät

Wir gratulieren den Gewinnern
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Über die eigenen Finanzen sollte 
man den Überblick bewahren.

Foto: forestpath / fotolia 

Informieren Sie sich, welche Einträge 
bei der Schufa über Sie gespeichert sind!

Verlosungen des Monats September

England 1455: Zwischen den bei-
den Adelshäusern Lancaster und 
York beginnen die legendären Ro-
senkriege. Für Julian und Blanche of 
Waringham brechen schwere Zeiten 
an, denn mit dem Widerstand gegen 
das neue Regime riskieren sie nicht 
nur ihr Leben...

Die Hörspielproduktion des Hör-
verlags ist eine Komposition aus 
mittelalterlichem Drama, Abenteu-
er, Machtkämpfen und großen Ge-
fühlen. Udo Schenk, Hans-Michael 
Rehberg, Doris Kunstmann und 70 weitere Schauspieler bilden ein hoch-
karätiges Ensemble.

Rebecca Gablé, 1964 in Mönchengladbach geboren, studierte Anglistik 
und Germanistik. Heute arbeitet sie als freie Autorin und Literaturüber-
setzerin. 

Rebecca Gablé: Das Spiel der Könige (Hörspiel), Laufzeit ca. 350 Min. 7 
CD, 19,95 Euro, ISBN 978-3-86717-667-5.

Wir verlosen unter Ausschluss des Rechtsweges drei Hörspiel-Boxen 
mit jeweils 7 CD. Schicken Sie einfach eine E-Mail an: buchtipp@sovd.
de bzw. eine Postkarte an: SoVD, Abteilung Redaktion, Stichwort „Spiel 
der Könige“, Stralauer Straße 63, 10179 Berlin. Einsendeschluss ist der 
15. Oktober.

Ein Lokführer zieht die Notbrem-
se – doch vergebens: Der junge Mann 
auf dem Gleis, der Abiturient Claus 
Wagner, ist tot. Kommissar Löschner 
ermittelt im Umfeld des Schülers 
und befragt Eltern, Lehrer, Mitschü-
ler und Freundin Inge. Was trieb den 
Schüler zu seiner Verzweiflungstat? 
In sich abgeschlossene Rückblenden 
erzählen aus unterschiedlichen Per-
spektiven die tragische Geschichte 
von Claus nach. Wie in einem Ka-
leidoskop erscheinen in den sechs 
Folgen offenbar gleiche Versatzstü-
cke in stets neuen, überraschenden 
Zusammenhängen. Erst am Ende 
wird das Zusammenwirken aller 
Ereignisse sichtbar, all die Momente 
des Scheiterns und Fallengelassen-
werdens, die Claus Wagner letztlich 
zum Selbstmord führten.

Selbstmord ist ein schwieriges Thema, mit dem sich niemand gerne ausei-
nandersetzt. Wie wichtig es ist, sich dennoch damit zu beschäftigen, zeigte 
nicht zuletzt der tragische Tod des Fußball-Torwarts Robert Enke im ver-
gangenen Jahr. Die höchst erfolgreiche und viel diskutierte ZDF-Serie hat 
bis heute nichts von ihrer Emotionalität und Brisanz eingebüßt. Für ihre 
eindringliche Umsetzung erhielt die TV-Reihe 1981 die Goldene Kamera.

Tod eines Schülers – die komplette ZDF-Serie (2DVD), ca. 6,5 Stunden, 
FSK ab 12 Jahren, 22,99 Euro.

Wir verlosen unter Ausschluss des Rechtsweges drei DVD-Boxen. Schi-
cken Sie hierfür einfach eine E-Mail an: filmtipp@sovd.de bzw. eine Post-
karte an: SoVD, Abteilung Redaktion, Stichwort „Tod eines Schülers“, 
Stralauer Straße 63, 10179 Berlin. Einsendeschluss ist der 15. Oktober.

Rebecca Gablé:
Das Spiel der Könige

Tod eines Schülers

Hörbuchtipp

Filmtipp

eine „Datenübersicht“. Diese kön-
nen Sie telefonisch einfordern unter 
01805 / 72 48 32 (14 Cent pro Minute 
aus dem Festnetz) oder online unter 
www.meineschufa.de. Dort gilt es, 
möglichst genau zu lesen, ob es sich 
nicht doch um ein kostenpflichtiges 
Angebot handelt. Falls Sie unsicher 
sind, lassen Sie sich am besten von 
jemandem helfen, der im Umgang 
mit dem Internet geübt ist.

Sollten Ihnen unrichtige Daten 
auffallen, so können Sie auf eine 
Korrektur bestehen und sich an 
folgende Anschrift wenden: Schufa 
Holding AG, Verbraucherservice-
zentrum Hannover, Postfach 56 40, 
30056 Hannover.

� Ihre Ingeborg Saffe,
� Bundesschatzmeisterin

Hörbuchtipp (Anna Karenina)
Sigrid Bankstahl 

(Mönchengladbach)

Filmtipp (Herbert Reinecker)
Rudolf Boisits (Warmensteinach)

Elke Gassmann (Wasbek)
Holger Tuxhorn (Bergkamen)

Wer einen Kredit aufnehmen oder einen Handyvertrag schließen möchte, bekommt es schnell mit der Schufa 
(Schutzgemeinschaft für allgemeine Kreditsicherung) zu tun. Dort sind Informationen über die Zahlungsfähig-
keit zahlreicher Bundesbürger hinterlegt. Diese müssen allerdings nicht immer stimmen, weshalb man einmal 
im Jahr eine kostenlose Übersicht der eigenen Daten anfordern kann und gegebenenfalls auch sollte.

Im Folgenden veröffentlichen wir die Namen der Gewinner unserer Verlosungen des vergangenen Monats. 
Die Redaktion der SoVD-Zeitung gratuliert allen Genannten zu ihrem Gewinn! Der Versand der Gewinne 
erfolgt wenige Tage nach Erscheinen der aktuellen Ausgabe.
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Erfolg durch umfassende Förderung
Das Ausbildungsjahr im Berufsbildungswerk (BBW) Bremen endete sehr erfolgreich: 105 Auszubildende haben 

ihre Gesellenprüfung vor den zuständigen Kammern bestanden. BBW-Geschäftsführer Gerd Meyer-Rockstedt 
sieht mit diesem Erfolg das Konzept der umfassenden Förderung eindeutig bestätigt. 

Die Ausbildungseinrichtung in 
der Universitätsallee 20 freut sich 
über die hervorragenden Prüfungs-
ergebnisse. 109 Auszubildende 
wurden zur Gesellenprüfung ange-
meldet, von ihnen haben 105, das 
sind 96,3 Prozent, im ersten Anlauf 
bestanden. 

Dieser Erfolg bestätigt das Kon-
zept. „Wir bilden junge Menschen 
mit Behinderungen aus und stellen 
alles für sie bereit, was ihrem Erfolg 
dient“, sagt Gerd Meyer-Rockstedt, 
Geschäftsführer des Berufsbil-
dungswerkes (BBW) Bremen. Die 
theoretische und praktische Ausbil-
dung sind im BBW eng verzahnt. Die 
Lernmethoden und Förderung sind 
auf die Zielgruppe zugeschnitten. 
Für die sehr spezifischen Bedürf-
nisse der Auszubildenden stehen 
in der Einrichtung zusätzlich So-
zialpädagogen, Stütz- und Förder-

lehrer, Psychologen, Ärzte, Physio-
therapeuten sowie Logopäden zur 
Verfügung – ein umfassendes För-
derangebot, wie es nur in Berufsbil-
dungswerken vorzufinden ist. Aus 
Sicht des Geschäftsführers rechnet 
sich dieser hohe Qualitätsstandard. 
Die jetzt erfolgreich ausgebildeten 
jungen Menschen hatten nach der 
Schule auf dem allgemeinen Ausbil-
dungsmarkt keine Chance. Mithilfe 
des Berufsbildungswerkes konnten 
sie jedoch ihre Leistungsfähigkeit 
beweisen. 

Vor Einschränkungen im Bereich 
der beruflichen Rehabilitation 
warnt BBW-Geschäftsführer Gerd 
Meyer-Rockstedt ausdrücklich 
und erklärt: „Die Abgeordneten 
des Deutschen Bundestages sollten 
jetzt eingehend prüfen, ob sie den 
Sparvorschlägen der Bundesregie-
rung folgen und somit künftigen 

Generationen von Menschen mit 
Behinderung die Chance auf eine 
berufliche Teilhabe verweigern 
wollen. Zumal bedacht werden 
muss, dass in den nächsten Jahren 
der Bedarf an qualifizierten Fach-
kräften in deutschen Unternehmen 
weiter steigen wird.“

Hervorragende Prüfungsergebnisse im Berufsbildungswerk (BBW) Bremen

Barrierefreier Treffpunkt für 
junge Familien und Senioren

Ein Treffpunkt für junge Familien und Senioren – das soll das Begegnungszentrum im Braunschweiger Stadt-
teil Gliesmarode für die Bürger sein. Mithilfe des SoVD-Landesverbandes Niedersachsen sowie des Kreisver-
bandes Braunschweig wurde ein barrierefreier Neubau des Treffpunktes ermöglicht. Nun wurden die neuen 
Räumlichkeiten eröffnet und bei einem Tag der offenen Tür der Öffentlichkeit vorgestellt.

Das neue Gebäude bietet nicht 
nur Raum sich zu begegnen und 
auszutauschen, sondern auch 
Platz für Beratungsgespräche so-
wie verschiedene Kursangebote 
für Jung und Alt. Betrieben wird 
die Begegnungsstätte vom SoVD-
Kreisverband in Braunschweig. 
Die konzeptionelle Unterstützung 
hat der SoVD-Landesverband 
Niedersachsen e.V. übernommen. 
Gemeinsam mit SoVD-Präsident 
Adolf Bauer, der gleichzeitig auch 
dem niedersächsischen Landes-
verband vorsteht, und dem Braun-
schweiger Sozialdezernenten  
Ulrich Markurth konnte die Kreis-
vorsitzende Edda Schliepack kürz-
lich die neuen Räumlichkeiten offi-
ziell eröffnen. 

Wie vielfältig das Angebot der 
neuen Begegnungsstätte in den 
Bereichen Kultur, Bildung, Bera-
tung und Geselligkeit ist, zeigte 
der Tag der offenen Tür. Mehr als 
300 Besucher informierten sich 

dabei über die zahlreichen Akti-
onen und besichtigten den barri-
erefreien Neubau, dessen Räume 
künftig auch für Seminare oder 
private Veranstaltungen gemietet 
werden können. Die bereits beste-
henden Gruppen – wie etwa die 
Seniorentanzgruppe oder die Qi-
Gong-Gruppe – präsentierten sich 
mit einer kurzen Vorführung. Mu-
sikalisch umrahmt wurde der Tag 
der offenen Tür unter anderem von 
der integrativen Rock’n Roll-Band 
„The Boppin’ Blue Cats“ der Be-
hindertenhilfe in Berkhöpen. 

Ansprechpartnerin in Gliesma-
rode ist Ruth Herok, die bereits 
seit 20 Jahren ehrenamtlich das 
Begegnungszentrum leitet. Sie 
hat auch schon viele Ideen für die 
Nutzung der neuen Räumlichkei-
ten. So könnten beispielsweise im 
Foyer Lesungen stattfinden oder 
Gesprächsgruppen für die Ange-
hörigen von Demenzkranken or-
ganisiert werden.

Landesverband Niedersachsen unterstützt Begegnungszentrum

Junge Menschen mit Behinde-
rung, die an einer Ausbildung im Be-
rufsbildungswerk interessiert sind, 
können sich an das Rehateam in der 
Agentur für Arbeit wenden. 

Informationen über die Aus-
bildungseinrichtung erhalten sie 
im Berufsbildungswerk Bremen 
durch Manfred Schild unter Tel.: 
0421 / 2 38 32 65.

Info

Ruth Herok leitet und lenkt die 
Geschicke des SoVD-Begegnungs-
zentrums in Gliesmarode.

Heidrun Pahl hatte die Idee zu einer besonderen Bibliothek, in der sich 
SoVD-Mitglieder Hörbücher und Hörspiele kostenlos ausleihen können.

Heidrun Pahl hat 28 Jahre lang als Verkäuferin bei Karstadt gearbeitet 
und kannte sich daher bereits beruflich mit Büchern aus. Hinzu kam, dass 
sie auch privat gerne und viel liest. Zum Hörbuch kam die heutige Rentnerin 
jedoch eher aus Zufall, wie sie erzählt: „Mein Onkel hatte einen Schlag-
anfall und wurde fast blind. Ich habe ihm ein Buch gekauft, das ihm seine 
Frau vorlesen sollte. Das kam so gut an, dass diese sich schon kurz darauf 
beklagte, sie komme gar nicht mehr dazu, den Haushalt zu führen, weil sie 
ihrem Mann das Buch nun schon zum zweiten Mal vorlesen müsse.“ Die 
nahe liegende Lösung bestand in Lesungen auf Musikkassette (MC) oder 
CD, die beliebig oft abgespielt werden konnten.

„Wenn einer mal hier war, dann kommt er immer wieder“
Heidrun Pahl, damals wie heute Frauensprecherin im Kreisverband 

Steglitz, entdeckte, dass ihr Onkel bei Weitem kein Einzelfall war. Immer 
wieder hatte sie über ihre ehrenamtliche Tätigkeit Kontakt zu Menschen, 
die wegen einer Krankheit oder aus Altersgründen nicht mehr in der Lage 
waren, selbst Bücher zu lesen. Und jedes Mal waren die Betroffenen un-
glaublich dankbar für ein wenig Abwechslung. Aus dieser Dankbarkeit 
schöpft Heidrun Pahl heute noch ihre Motivation: „Ich kann die Leute 
natürlich nicht heilen. Aber ich kann ihnen helfen, dass sie ihr Leid für ein 
oder zwei Stunden vergessen, während sie ein Hörbuch hören.“

Heute wacht die Hüterin des gelesenen Wortes über eine beachtliche 
Sammlung von rund 1500 Hörbüchern, wohl verwahrt in mehreren Schrän-
ken. Dabei handelt es sich jedoch keinesfalls um ein Museum. An jedem 
zweiten Donnerstag steht die Hörbibliothek den Mitgliedern des SoVD of-
fen. Längst kommen nicht nur Leute, die nicht mehr selbst lesen können, 
sondern auch solche, die sich einfach ab und an gerne etwas vorlesen lassen. 
Sie stöbern in dem umfangreichen Verzeichnis der vorhandenen Titel und 
finden immer wieder etwas Neues. Mittlerweile gibt es regelrechte Stamm-
kunden. Heidrun Pahl wundert das nicht. „Wenn einer mal hier war“, sagt 
sie, „dann kommt er immer wieder.“

Kostenlose Ausleihe für Mitglieder des SoVD
Die Ausleihe selbst erstreckt sich über sechs Wochen, ist kostenlos und 

funktioniert allein auf Vertrauensbasis. Heidrun Pahl notiert sich den auf 
der SoVD-Card vermerkten Namen und wurde bisher selten enttäuscht. 
Und wenn doch mal einer versucht zu schummeln? Sie schmunzelt und er-
klärt, sie sei früher einmal Elternvertreterin gewesen. Aus dieser Zeit kenne 
sie so ziemlich jede Ausrede. Ansonsten mache ihr die Hörbibliothek na-
türlich Spaß. Vor allem freut sich die literaturbegeisterte Berlinerin, wenn 
wieder einmal die Spende eines Verlages bei ihr eintrifft, so wie kürzlich eine 
Kiste mit Hörbüchern, die der Börsenverein des deutschen Buchhandels ge-

stiftet hat. Auf solche Zuwendungen 
ist Heidrun Pahl angewiesen, und 
darum wirbt sie auch regelmäßig in 
den Unternehmen. 

Auch in den einzelnen Ortsver-
bänden in Berlin und Brandenburg 
wirbt die Organisatorin des Hör-
buchverleihs – allerdings nicht um 
Spenden, sondern für die Nutzung 
der Ausleihe. Selbst kommt die 
Rentnerin längst nicht mehr dazu, 
sich jedes Hörbuch zu Gemüte zu 
führen. Dabei hört sie besonders 
gerne weibliche Stimmen, etwa die 
von Katharina Thalbach oder Han-
nelore Hoger. Bei allem Einsatz für 
den SoVD sollte jedoch die eigene 
Familie nicht zu kurz kommen. Wie 
haben es Heidrun Pahls Kinder be-
zogen auf ihr Engagement für die 
Hörbibliothek formuliert: „Mutti, 
als du gearbeitet hast, hattest du 
mehr Zeit.“� job

Lesen und lesen lassen – 
die Hörbibliothek des SoVD

Landesverband Berlin-Brandenburg

Im Landesverband Berlin-Brandenburg können sich die Mitglieder 
kostenlos Hörbücher ausleihen. Die Idee zu diesem Service hatte die 
Frauensprecherin im Kreisverband Steglitz, Heidrun Pahl. Ihre Hörbi-
bliothek ist eines der Aushängeschilder des SoVD in der Hauptstadt.

Die Hörbibliothek im Landesver-
band Berlin-Brandenburg gibt es be-
reits seit Februar 2005. Inzwischen 
umfasst das Angebot über 1500 Ti-
tel, die in einem Katalog zusammen-
gefasst sind. Für die Mitglieder des 
SoVD ist die Ausleihe der CDs oder 
Kassetten kostenlos. Die Hörbücher 
selbst wurden von Verlagen oder an-
deren Organisationen gespendet.

Gibt es bei Ihnen ein ähnliches 
Angebot für SoVD-Mitglieder, das 
anderen als Beispiel dienen könnte? 
Lassen Sie uns davon wissen! Sie er-
reichen uns auf dem Postweg: SoVD, 
Abteilung Redaktion, Stralauer 
Straße 63, 10179 Berlin, oder per  
E-Mail: redaktion@sovd.de.

Info

Herzliche Gratulation! Die Absolventen des Zweiges Garten- und Landschaftsbau des Berufsbildungswerkes 
Bremen mit ihren Ausbildern und Lehrern nach der erfolgreich bestandenen Gesellenprüfung. 
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Jetzt entscheide 
ich selbst!

Das Persönliche Budget ist eine alternative Leistungsform zur Teilhabe und Rehabilitation 

von behinderten Menschen durch Geldbeträge oder Gutscheine. Sie können selbst entscheiden,

wann, wo, wie und von wem Sie Teilhabeleistungen nehmen, um Ihren Hilfebedarf optimal 

abzudecken. Durch das Persönliche Budget haben Sie Einfluss auf die Art und Gestaltung der 

Leis tung, die Sie erhalten. Das stärkt Ihre Selbstbestimmung und Selbstständigkeit. Weitere

Infos: www.budget.bmas.de oder unter 01805 / 6767-15 (Mo.– Do. von 8 bis 20 Uhr; 0,14 € / Min. 

aus den Festnetzen und max. 0,42 €/Min. aus den Mobilfunknetzen).

Das trägerübergreifende 
Persönliche Budget.

Stand des Bundesministeriums 

für Arbeit und Soziales auf der 

REHACARE vom 6. bis 9.10.2010 

in Halle 3, Stand 3 G 76.
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„Es kommt nur ein Tag 
auf einmal...“

...und den schafft man.“ 
Das pflegte meine Oma in 
schwierigen Lebenspha-
sen zu sagen – oder auch 
als Trost, wenn man ihr 
das Herz ausschüttete. Mit 
diesem Leitspruch hat sie 
sich auch selbst während 
und nach dem Krieg als 
Witwe und Mutter von drei 
kleinen Kindern getröstet. 
„Wenn man nicht früher 
stirbt, dann wird man eben 
so alt“ – war eine weitere 
ihrer Weisheiten. Auch 
später, als ihre Gesundheit 
stark angeschlagen war, 
blieb sie hart im Nehmen 
und bis zu ihrem Tode im 
93. Lebensjahr ein großar-
tiges Vorbild. 

Für unsere Gesellschaft 
allerdings wird es zuneh-
mend zur großen (finanziel-
len) Herausforderung, dass 

die Menschen immer älter 
werden. Der demographi-
sche Wandel bedeutet 
gleichzeitig, dass die ältere 
Generation selbst zuneh-
mend mit Problemen kon-
frontiert wird. Gesundheit, 
Pflege, Wohnen und finan-
zielle Sicherheit müssen für 
immer mehr Jahre gewähr-
leistet werden – Unabhän-
gigkeit und Würde bleiben 
dabei oft auf der Strecke. 
Um auf diese Probleme 
aufmerksam zu machen, 
rief die UNO 1990 den In-
ternationalen Tag der älte-
ren Menschen ins Leben. Er 
soll aber auch den großen 
Wert der älteren Generati-
on für unsere Gesellschaft 
würdigen: ihre Zeit, die sie 
Enkeln oder dem ehren-
amtlichen Einsatz widmen 
– beispielsweise auch im 
SoVD –, ihr Wissen sowie 
ihre Lebenserfahrung.� cm
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Internationaler 
Tag der älteren Menschen

Die Rente mit 67 ist für die Be-
schäftigten kaum erreichbar und 
verschärft die gesellschaftliche 
Schieflage in Deutschland. Zu die-
sem Ergebnis kommt der vierte 
Monitoring-Bericht des Netzwer-
kes für eine gerechte Rente, der im 
September im Rahmen einer Presse-
konferenz vorgestellt wurde. Dieser 
Bericht ist der vorläufige Abschluss 
des Monitorings, mit dem das Netz-
werk die Bedingungen für eine Rente 
mit 67 wissenschaftlich überprüfte. 
Die Fakten und Zahlen des vierten 
Monitorings sprechen eine deutli-
che Sprache und zeigen, dass die 
Einführung der Rente mit 67 nicht 
vertretbar ist:
• Nur jeder Fünfte schafft es aus 
sozialversicherungspflichtiger Be-
schäftigung in die Rente, in die Al-
tersrente mit 65 sogar nur jeder Zehnte.
• Nur ein Viertel der 60- bis 65-Jährigen hat eine sozialversicherungs-
pflichtige Beschäftigung. Bei den 63- und 64-Jährigen sind es weniger als 
zehn Prozent.
• Fast ein Drittel aller Arbeitslosen (900 000), ist älter als 50 Jahre. Über 
300 000 davon sind länger als zwei Jahre arbeitslos. 
• Nur jeder vierte ältere Arbeitslose über 55 Jahren fand 2009 Zugang zum 
Arbeitsmarkt.
„Wir fordern CDU/CSU und FDP auf, als allererstes die Rente mit 67 we-
nigstens auf Eis zu legen und stattdessen mit uns, den Gewerkschaften 
und den Arbeitgebern dafür zu sorgen, dass die Beschäftigten überhaupt 
die Chance bekommen, bis 65 gesund in Arbeit zu bleiben. Das muss die 
zentrale Aufgabe sein“, erklärte Annelie Buntenbach vom Geschäftsfüh-
renden Bundesvorstand des Deutschen Gewerkschaftsbundes auf der Pres-
sekonferenz.

Zu wenig Arbeitsplätze 
für ein Arbeiten bis 67

Vierter Monitoring-Bericht zur Rente erschienen

Das Netzwerk für eine gerechte Rente, dem auch der SoVD angehört, 
hat den vierten Monitoring-Bericht zur Rente mit 67 veröffentlicht. Die-
ser belegt, dass eine Rente mit 67 nicht vertretbar ist. 

Mit einem Klick informiert!
Der SoVD bietet ab sofort einen RSS-Feed an. Damit können aktuelle 

Informationen des Verbandes via Internet bezogen werden.  Mit einem Klick 
ist man so jederzeit auf dem neuesten Stand.

RSS dient der Veröffentlichung 
von Neuigkeiten auf Webseiten. 
Diesen Service bietet nun auch der  
SoVD. Dabei sucht ein Computer-
programm in regelmäßigen Abstän-
den beim Server nach Aktualisie-
rungen. Wie bei einem Nachrich-
tenticker kann der Abonnent die 
Aktualisierungen der Internetseite 
durch einen Klick abrufen. Er erhält 
eine Kurzinfo und einen weiterfüh-
renden Link zur Seite mit dem voll-
ständigen Text. Benötigt wird dazu 
ein sogenannter „Feed-Reader“ oder 
ein entsprechender „Browser“ – bei-
spielsweise Mozilla Firefox oder In-

ternet Explorer, wie sie der Großteil 
der Internetbenutzer verwendet.

Wie starte ich den SoVD-Feed?
Der RSS-Feed kann auf der In-

ternetseite www.sovd.de rechts im 
Bereich „Aktuelle Meldungen“ ein-
gerichtet werden. Klicken Sie dazu 
auf „Als RSS-Feed abonnieren“ 
und folgen Sie der weiteren Be-
schreibung. Wenn Sie den Feed er-
folgreich aktiviert haben, haben Sie 
beim nächsten Einstieg ins Internet 
über die Favoritenleiste schnell und 
übersichtlich Zugang zu aktuellen 
Informationen des SoVD.

Internet

Beschwerden wegen unerlaubter 
Telefonwerbung zeigen Erfolge

Wiederholt hat die SoVD-Zeitung vor Telefonwerbung gewarnt, bei denen Verbraucher immer wieder beläs-
tigt wurden, ohne dass sie zuvor ihr Einverständnis zur Kontaktaufnahme gegeben hatten. Dies ist jedoch seit 
2009 gesetzlich vorgeschrieben. Nach zahlreichen Beschwerden hat nun die Bundesnetzagentur als zuständige 
Kontrollbehörde teilweise empfindliche Bußgelder verhängt.

Die von der Bundesnetzagentur 
wegen unerlaubter Telefonwer-
bung verhängten Bußgelder belau-
fen sich auf insgesamt rund 194 000 
Euro. Die von dieser Maßnahme  
betroffenen Unternehmen hatten 
sich auf angebliche Einwilligungs-
erklärungen von Verbrauchern 
berufen. Dabei handelte es sich 
jedoch um allgemein vorformu-
lierte Teilnahmebedingungen für 
Gewinnspiele im Internet, die auch 
Einwilligungen in Telefonwerbung 
umfassten. „Diese Teilnahmebe-
dingungen genügten den rechtli-
chen Anforderungen nicht. Für die 
konkreten Taten lagen somit keine 
wirksamen Einwilligungen der An-

gerufenen vor“, betonte Matthias 
Kurth, Präsident der Bundesnetz-
agentur. 

Kurth ließ keinen Zweifel daran, 
dass man entsprechende Anbieter 
auch weiterhin verfolgen werde: 
„Wer Werbeanrufe durchführt, oh-
ne über die erforderliche ausdrück-
liche und wirksame Einwilligung 
der Verbraucher zu verfügen, dem 
drohen hohe Bußgelder. Dies zeigen 
die aktuellen Fälle. Auch in Zu-
kunft werden wir zum Schutz der 
Verbraucher konsequent gegen Un-
ternehmen vorgehen, die das Verbot 
unerlaubter Telefonwerbung miss-
achten.“

Für ihre Arbeit ist die Bundesnetz-
agentur auf die Hilfe der Verbraucher 
angewiesen. Die Mitarbeiter der Be-
hörde beraten bei Missbrauchsver-
dachtsfällen und zu allen Fragen 
rund um die gesetzlichen Vorgaben 
zu Preisangabepflichten oder Ruf-
nummernverfolgung. Sie erreichen 
die Bundesnetzagentur unter Tel.: 
0291 / 9 95 52 06. Sprechzeiten sind 
montags bis mittwochs 9 bis 17 Uhr, 
donnerstags 9 bis 18 Uhr und freitags 
9 bis 16 Uhr. Hinweise auf unerlaub-
te Telefonwerbung werden auch per 
Fax: 06321 / 93 41 11 und per E-Mail: 
rufnummernmissbrauch@bnetza.de 
entgegengenommen.� job

Bundesnetzagentur verhängt hohe Bußgelder

Um Werbeanrufe nachverfolgen zu 
können, sollte man sich Details wie 
etwa die Rufnummer notieren.

Foto: Mark Yuill / fotolia
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